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Amts-Hlatt 
der Königl. Preuſt. Regierung zu Frankfurt O. 


M 52. Frankfurt a. O., den 27. Dezember 128657. 


Geſetz⸗Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten pro 1867. . 

Nr. 122. enthält: (Nr. 6925.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligatlon der 
Stadt Wittenberg, Regierungsbezirks Merſeburg, zum Betrage von 50,000 Thalern. Vom 
28. Oktober 1867. 

(Nr. 6926.) Allerhöchſter Erlaß vom 28. Oktober 1867, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte an die Gemeinden Groß Rottmersleben, Ackendorf und Klein⸗Santersleben im Kreiſe 
Neuhaldens leben, Regierungsbezirk Magdeburg, in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung 
einer Gemelnde⸗Chauſſee von Groß⸗Rottmersleben über Ackendorf bis zur Neuhaldeuslebener 
Kreisgrenze in der Richtung auf Gutenswegen. 

(Nr. 6927.) Allerhöchſter Erlaß vom 28. Oktober 1867, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte an die Gemeinde Walbeck, im Kreiſe Gardelegen, in Bezug auf den Bau und die 
Unterhaltung einer Gemeinde⸗Chauſſee von der Weferlingen⸗Walbeck⸗Schwanefelder Chauſſee im 
Orte Walbeck ab nach Helmſtädt zu dis zur Walbecker Feldmarkgrenze. 

(Nr. 6928.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Oktober 1867, betreffend die Verleihung der fiskallſchen 
Vorrechte an die Kreiſe Minden und Herford in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung 
einer Kreis- Cbauſſee von Oeynhausen, im Kreiſe Minden über Exter, im Kreiſe Herford, bis 
zur Landesgrenze in der Richtung auf Salzuffeln im Fürſtenthum Llppe⸗Detmold. 

(Nr. 6929.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den Vierten Nachtrag zum Statut der Neiſſe⸗ 
Brieger Elſenbabngeſellſchaft. Vom 9. November 1867. 

(Nr. 6930.) Privilegium wegen Emiſſion von Prioritäts⸗Obligationen ber Nelſſe⸗Brieger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zum Betrage von zweimalhundertfunfzig Tauſend Thalern. Vom 9. November 1867. 


Belanntm ach unn g N 
betreffend die 10. Verlooſung der fünfprozentigen Staats⸗Anleihe vom Jahre 1859. 

In der am heutigen Tage in Gegenwart eines Notars öffentlich bewirkten Verlooſung von Schuld⸗ 
verſchreibungen der fünſprozentigen Preußiſchen Staats⸗Anleihe vom Jahre 1859 ſind die in der Anlage 
verzeichneten Nummern gezogen worden. 

Dleſelben werden den Beſitzern mit dem Bemerken gekündigt, daß die in den ausgelooſten Nummern 
verſchriebenen Kapitalbeträge vom 1. Juli 1868 ab täglich, mit Ausſchluß der Sonn⸗ und Feſttage und 
der zu den monatlichen Kafjen-Revifionen nöthigen Zeit, in den Vormittagsſtunden von 9 bis 1 Uhr bei 
der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe hierſelbſt, Oranienſtraße Nr. 94, gegen Quittung und Rückgabe der 
Schuldverſchreibungen mit den dazu gehörigen, erſt nach dem 1. Juli 1868 fälligen Zins-Coupons nebſt 
Talons baar in Empfang zu nehmen ſind. 

Die Einlöſung der Schuldverſchreibungen kann auch bei den Königlichen Negierungs⸗Hauptkaſſen 
— auch der in Wiesbaden — ſowie bei der Kreiskaſſe in Frankfurt a. M., der Haupt⸗Staatskaſſe in 
Caſſel, der Generaltaſſe in Hannover und der Hauptlaſſe in Rendsburg, bewirkt werden. Zu dieſem 
Zwecke find die Schulbverſchreibungen nebſt Coupons und Talons einer dieſer Kaſſen einzureichen, welche 
ſie 0 Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe zur Prüfung vorzulegen, und nach erfolgter Feſtſtellung die Auszahlung 
zu beſorgen hat. 

Der Geldbetrag der etwa fehlender, unentgeltlich mit abzuliefernden Zins⸗Coupons wird von dem zu 
zahlenden Kapitale zurückbehalten. 

Formulare zu den Quittungen werden von den gedachten Kaſſen unentgeltlich verabreicht. 

Die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe kann ſich in einen Schriftwechſel mit den In; 
habern der Schul dverſchreibungen über die Zahlangsleiſtung nicht einlaffen. 
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Zugleich werden die Inhaber der in der Anlage bezeichneten nicht mehr verzinslichen Schuld- 
verſchreibungen der vorbezeichneten Anleihe ſowie der Anleihe vom Jahre 1856, welche in den früheren 
Verlooſungen (mit Ausſchluß der am 6. Juni d. J. ſtattgehabten) gezogen, aber bis jetzt noch nicht reallfirt 
find, an die Erhebung ihrer Kapitalien erinnert. 

In Betreff der am 6. Juni d. J. ausgelooſten und zum 2. Januar k. J. gekündigten Schuldver⸗ 
ſchreibungen wird auf das an dem erſteren Tage bekannt gemachte Verzeichniß Bezug genommen, welches 
bei den Regierungs- Hauptkaſſen, den Kreis-, den Steuer⸗ und den Forſtkaſſen, den Kämmerei⸗ und anderen 
größeren Kommunal⸗Kaſſen, ſowie auf den Büreaux der Landräthe und Magiſträte zur Einſicht offen liegt. 

Berlin, den 7. Dezember 1867. Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
von Wedell. Löwe. Meinecke. 

Vorſtehende Bekanntmachung wird mit dem Bemerken zur allgemeinen Kennkniß gebracht, daß die 
verlooſten Schuldverſchreibungen der fünfprozentigen Staats⸗Anleihe vom Jahre 1859 mittelſt Schreibens, 
worin dieſelben nach Littere, Nummern und Kapitalbeträgen verzeichnet werden müſſen, unſerer Haupt⸗ 
kaſſe zum 1. Juli 1868 einzureichen ſind. 

Die Haupt⸗Kaſſe wird demnächſt den Intereſſenten ein Quittungs⸗Formular über den Kapitalbetrag 
zur Vollziehung überſenden und nach deren Rückempfang Zahlung leiſten. 

Frankfurt a. O., den 18. Dezember 1867. Königliche Regierung. Frhr. v. Nordenflycht. 


Beſtim mungen über die Aufnahme der in der Königlichen Militair-Roßarzt⸗Schule 
zu Berlin auf Staatskoſten zu Militair⸗Roßärzten auszubildenden Militair- 
Roßarzt⸗Eleven. 

Seit der Emanirung des vom Kuratorium für die Krankenhaus⸗ und Thierarzuel⸗ Schul Angelegen⸗ 
heiten erlaſſenen Publikandums vom 5. Juni 1838 und der hiermit in Einklang ſtehenden Verfügung des 
Allgemeinen Kriege⸗Departements vom 13. Juni 1838 hat ſich die Stellung der Roßärzte der Armee nicht 
unweſentlich verändert. Die inzwiſchen eingetretenen Fortſchritte der Wiſſenſchaft beanſpruchen eine gründ-. 
lichere Vorbildung derjenigen, welche ſich der Thierheilkunde widmen, als früber. Dieſem Erforderniß iſt 
hinſichtlich der Givil-Eleven der Thierarzneiſchule ſchon durch den Erlaß des Herrn Miniſters der geiſtlichen, 
Unterrichts⸗ und Medicinal⸗Angelegenheiten am 2. Auguſt 1855 entſprochen worden. Die ſchon durch vor- 
bezeichnete Umſtände herbeigeführten Modifikationen der für bie Aufnahme in die Militair⸗Roßarzt⸗Schule 
geltenden Beſtimmungen ſind inzwiſchen durch die Errichtung einer eigenen Lehrſchmiede für dieſes Inftitut 
und durch die ſeit dem Oktober d. J. eingetretene Aenderung reſp. Verkürzung des Lehrplans für die Thier⸗ 
arzneiſchule in erweitertem Maaße nothwendig geworden. 

In Folge deſſen treten mit dem 1. Januar 1868 in Stelle der unterm 19. April 1866 publizirten, 
die nachſtehenden Feſtſetzungen in Kraft: 

1. Künftig ſollen die aus der genannten Anſtalt als Unter⸗Roßärzte in die Armee übertretenden 
Eleven, außer der für dieſelben beſtehenden Prüfung im Hufbeſchlage, in der Regel die Staatsprüfung zum 
Thierarzt 1. Klaſſe genügend abgelegt haben, wodurch die Hauptbedingung für die Ausſicht zum Aufrücken 
in die hoheren militair⸗thierärztiſchen Stellen erfüllt wird. > ) 

2. Junge Leute, die ſich dem militair⸗thierärztlichen Berufe widmen wollen und zu ihrer Ausbildung 
hierfür die Aufnahme in die Militair⸗Roßarzt⸗Schule nachſuchen, müſſen 

a) ein Gymnaſium, eine Realſchule oder eine zu Entlaſſungs⸗ Prüfungen berechtigte höhere Bürger⸗ 

Schule bis Sekunda beſucht, event. das Zeugniß der Reife für dieſe Klaſſe erworben haben; 

b) den Hufbeſchlag in einer Schmiede inſowelt erlernt haben, daß ſie ein brauchbares Hufelfen mit 

hinlänglichem Geſchick anfertigen lönnen, auch im Vorbereiten des Hufes für den Beſchlag, ſowie 
im Auſſchlagen von Eiſen nicht unerfahren ſind; 

e) von geſundem, kräftigem Körper und mit guten Sinneswerkzeugen — namentlich was Sehbver⸗ 

mögen und Gehör anlangt — begabt ſein; 

d) am 1. November des Aufnahme⸗Jahres das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, und 

e) in der Regel bei der Kavallerie, Artillerie oder dem Train in den Militairdienſt getreten ſein. 

Die Länge der Dienſtzeit kommt bei der Anmeldung nicht in Betracht. 

3. Ueber die erlangte Schulbildung ſollen ſich die Bewerber durch ein ihre Kenntulſſe nach den ver⸗ 
8 Disziplinen ſpezialiſirendes Zeugniß von einer der bezeichneten öffentlichen Bildungs- Anftalten 
ausweiſen. 

Nur ausnahmsweiſe und im Bedarfsfalle wird auf ſolche Aspiranten gerückſichtigt werden, welche nur 
das Tertianer⸗Zeugniß beibringen. Letztere können nach beendigter Studienzeit nur die Staatsprüfung zum 
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Thlerarzt 2. Klaſſe ablegen. Durch die nachträgliche Beibringung des Sekundaner⸗Zeugniſſes während der 
Studienzeit kann die Zulaſſung zur Staatsprüfung zum Thierarzt 1. Klaſſe beim Abgang von der Militair⸗ 
Roßarzt⸗Schule nicht mehr erwirkt werden. 

Ob nach dem Uebertritt in die Armee ein Unter⸗Roßarzt bei erwieſener beſonderer Qualifikation auf 
Grund eines nachträglich beigebrachten Zeugniſſes der Neife für Sekunda zur Staatsprüfung zum Thierarzt 
1. Klaſſe verſtattet werden kann, bleibt der jedesmaligen beſonderen Entſcheidung vorbehalten. 

4. Ueber die erlangte Fertigkeit im Hufbeſchlage ſollen ſich die Aſpiranten durch ein, auch die Dauer 
des genoſſenen Unterrichts angebendes Zeugniß des Vorſtehers der betreffenden Schmiede ausweiſen. Ohne 
die erforderlichen Kenntniffe im Hufbeſchlage wird kein Bewerber zur Ausbildung in der Lehrſchmiede der 
Roßarzt⸗Schule zugelaſſen reſp. in letztere als Eleve aufgenommen, dagegen iſt der Beſitz des Schmiede⸗ 
Geſellen⸗Lehrbriefes hinfort nicht mehr Aufnahme⸗Bedingung. f 

In Bezug auf ihre körperliche Brauchbarkeit werden die die Aufnahme Nachſuchenden auf Anord⸗ 
nung des Truppentheils durch einen Ober⸗Militair⸗Arzt unterſucht, der das 1 Atteſt ausſtellt. 

6. Die in Betreff des Lebensalters geftellte Bedingung welſt das Natlonal aus; die erforderliche 

Angabe über die bisherige Führung enthält das Führungs⸗Atteſt event. mit Strafverzeichniß. 
7. Die Ableiſtung der geſetzlichen Dienſtpflicht bei den Truppen zu Fuß ſoll die Aufnahme in die 
Roßarzt⸗Schule nicht verhindern. 

Aspiranten dieſer Kategorie, welche den ſonſtigen ad 2 sub a bis d präciſirten Erforderniſſen genügen, 
werden durch die betreffenden Regimenter reſp. Bataillone im Monat Dezember direkt bei den zuſtändigen 
General⸗Kommandos angemeldet werden. c 

Auch nach bereits erfolgter Ableiſtung der geſetzlichen Dienſtpflicht find Bewerbungen um Aufnahme 
zulaſſig, ſofern die Bewerber ſich als Kapitulanten noch bei einem Truppentheil befinden und den ſonſtigen 
Bedingungen genügen. 

Die Aufnahme junger Leute, welche nicht im Heere dienen, ſoll unter gewöhnlichen Verhältniſſen nicht 
mehr Statt haben. Machen beſondere Umſtände ein Abgehen von dieſer Feſtſetzung erforderlich, ſo wird 
eine beſondere Bekanntmachung hierüber erfolgen. 

8. Bei den Kavallerie⸗Regimentern, Artillerie ⸗-Abtheilungen und Train⸗Bataillonen werden die Be⸗ 
werber einem durch beſondere Vorſchrift geregelten Examen unterworfen, welches ſich indeſſen auf die An⸗ 
fertigung des Lebenslaufes und den Nachwels der erlangten Fertigkeit im Hufbeſchlage beſchränkt. Bei den⸗ 
jenigen Beroerbern, welche nur das Tertlaner⸗Zeugniß beſitzen, wird die Prüfung noch auf Anfertigung eines 
deutſchen Aufſatzes ausgedehnt. 

Zum Zwecke dieſer Prüfung überwelſen die General⸗Kommandos die bei ihnen angemeldeten Bewerber 
von den Truppen zu Fuß dem der Garniſon zunächſt gelegenen Ravallerie- oder Feldartillerle-Regiment mlt 
den ſämmtlichen eingereichten, nach Nummer 1, 2, 3, 4 und 5 erforderlichen Anmeldungs⸗Papieren. 

Die Kavallerie- und Artillerie-Regimenter berufen demnächſt die Angemeldeten rechtzeitig durch deren 
Truppenthelle zur Prüfung nach derjenigen ihrer Garniſonen ein, welche dem Standquartler der Angemel⸗ 
deten am nächften liegt, und erhalten die Betreffenden dorthin Urlaub, müſſen aber die Reiſe auf ihre 
Koſten machen. 

9. Von ſämmtlichen Geprüften ſind durch die bezüglichen Regimenter reſp. Train Bataillone 
bis ultimo Februar jeden Jahres die unter 2, 3, 4, 5 und 6 aufgeführten Papiere, denen noch der Lebens⸗ 
lauf, der Hufbeſchlags⸗Prüfunge⸗Bericht und event. der deutſche Aufſatz hinzutritt, an die Abtheilung für 
die Armee⸗Angelegenheiten A im Allgemeinen Kriegs⸗Departement einzureichen. 

Im Laufe des Monats Mal geht dagegen den Truppentheilen eine Mittheilung über bie getroffene 
Auswahl unter den Bewerbern um Aufnahme in dle Roßarzt⸗Schule zu. 

Nicht berückſichtigten Bewerbern wird gleichzeitig angegeben werden, ob fie ihre Anmeldung im näch⸗ 
ſten Jahre wiederholen dürfen. 

10. Die Einberufung der Aſpiranten erfolgt zuvörderſt zu einem ſechs monatlichen Unterrichts⸗Kurſus 
im Huyfbeſchlage in der Lehrſchmiede der Militair⸗Roßarzt⸗Schule. Während dieſer Zeit, welche als Dienſt⸗ 
zeit in Anrechnung kommt, verbleiben die Aſpiranten im Etat ihrer Truppentheile und bezlehen eine monat⸗ 
liche Zulage von Zwei Thalern aus dem Etat des Inſtituts. Eine nach Ablauf des Kurſus in der Lehr⸗ 
ſchmiede abzulegende Prüfung im Hufbeſchlage entſcheldet über die Aufnahme als Eleve in die Militalr⸗ 
Roßarzt⸗Schule. 

Hat der Eintritt in die Lehrſchmiede am 1. Jull, 1. Oktober oder 1. Januar ſtattgefunden, ſo lehren 


die Aſpiranten beziehungsweiſe zum 1. Januar, 1. April und 1. Juli zu ihren Truppenthellen zurück, wo⸗ 
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ſelbſt fie als Beſchlagſchmlede zu verwenden find, bis ihre Aufnahme als Eleve in die Roßarzt⸗Schule im 
darauf folgenden Monat Ottober erfolgt. Findet der Eintritt in die Lehrſchmiede zum 1. April ſtatt, ſo 
treten im Oktober die Aſpiranten nach beſtandener Prüfung im Hufbeſchlage unmittelbar als Eleven in die 
Roßarzt⸗Schnle über, ohne dazwiſchen zum Truppentheil zurückzukehren. 

Ob Aſpiranten, welche die Prüfung im Hufbeſchlage nicht beſtanden haben, auf Antrag des Truppen⸗ 
theils zur nochmaligen Ablegung dieſer Prüfung und demnächſt zum Eintritt in die Roßarzt⸗ Schule ver⸗ 
ſtattet werden können, bleibt der jedesmaligen beſonderen Entſcheidung vorbehalten. Eine wiederholte Zu⸗ 
laſſung zu dem Kurſus in der Lehrſchmiede iſt nicht angängig. 

11. Die nach Berlin zur Lehrſchmiede einberufenen Aſpiranten erhalten die Reiſekoſten für dle Hin⸗ 
und event. Rückreiſe, ebenſo die demnächſt einberufenen Roßarzt⸗Eleven. 

Aſpiranten, welche nach Beendigung des Kurſus in der Lehrſchmiede die Prüfung im Hufbeſchlage nicht 
beſtanden haben, und mit beſonderer Genehmigung zur Wiederholung der Prüfung zugelaſſen werden, er⸗ 
halten die Reifefoften nur, wenn fie bie Prüfung dann beſtehen. Andernfalls haben ſie die Koſten der Hin⸗ 
und Rückreiſe aus eignen Mitteln zu beſtrelten. 

12. Die Eleven der Roßarzt⸗Schule, deren Verhältniß auch hier ein vollſtändig militairiſches bleibt, 
erhalten Unterricht auf der Königlichen Thierarznei⸗Schule unter Gleichberechtigung mit deren Civil⸗Eleven, 
ferner Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Bekleidung, event. Krankenpflege, die zum Studium erforderlichen 
Bücher und eine Löhnung von 8 Thlr. monatlich. N 

Die zum Gebrauch in der Praxis als Roßarzt erforderlichen Bücher werden ihnen bei dem Uebertritt 
in die Armee nach beſtandenem Eramen als Eigenthum überlaſſen. 

Auch erhalten die Eleven eine mit Inſtrumenten verſehene Verbandtaſche, welche fie bel ihrer der vor⸗ 
geſchriebenen Studienzeit folgenden Anſtellung im militate = thierärztlichen Perſonal behalten, im Dienft zu 
gebrauchen und im Stande zu erhalten haben, die aber nach beendigter Dienftverpflichtung und jedenfalls 
bei dem Ausſchelden aus dem activen Dienſt in ihr freies Eigenthum übergeht. 

Endlich gewährt auch die Staats⸗Kaſſe die Examinationsgebühren für die von den Eleven abzulegende 
thierärztliche Staatsprüfung, deren günſtiger Erfolg fie zum Anſpruch auf die Approbation zum Thierarzt 
1. Klaſſe event. 2. Klaſſe berechtigt. Kann ihnen dagegen dieſe Approbation bei dem Austritt aus der 
Milttair⸗Roßarzt⸗Schule nicht zu Theil werden, und müſſen fie, um dieſelbe zu erhalten, die Prüfung wieder⸗ 
holen, Ih haben fie die Koſten der letzteren aus eigenen Mitteln. zu tragen. 

13. Das Studium auf der Militair⸗Roßarzt⸗Schule dauert 3 Jahre. — Jedes Jahr unentgeltlich 
genoſſener Ausbildung ſewohl in der Lehrſchmiede als in der Roßarzt⸗Schule bedingt, abgeſehen von der 
allgemeinen Dienſtpflicht, eine beſondere Dienſtverpflichtung von 2 Jahren in der Armee und zwar im mi⸗ 
litalr-thlerärgtlichen Perſonal, — ſofern der Betreffende bei guter Führung die thlerärztliche Staatsprüfung 
genügend beſtanden hat. 

Eleven, welche wegen Trägheit, unzureichender Fortſchritte, mangelhafter Führung oder beſonderer Ver⸗ 
gehen von der Schule entfernt und event. ihrem Truppentheil wieder überwieſen werden müſſen, haben 
die ihnen obliegende Dienſtverpflichtung mit der Waffe reſp. als Beſchlag⸗ Schmiede abzuleiſten. Ein 
Gleiches iſt der Fall, wenn Eleven nach beendigter Studlenzeit die von ihnen jedenfalls alsdann abzu⸗ 
legende thierärztliche Staatsprüfung nicht ſoweit beſtanden haben um die Approbation zum Thlerarzt 
2. Klaſſe erhalten zu können. 

Berlin, den 3. Dezember 1867. Kriegs ⸗Miniſterium. v. Roon. 
g 4 Beſtimmungen werden hierdurch mit folgenden Feſtſetzungen zur Kenntniß der Armee 
gebracht. 

1. Die Truppen haben die Anmeldungen der um die Aufnahme in die Militair⸗Roßarzt⸗Schule ſich 
bewerbenden Mannſchaften diesmal ansnahmsweiſe ſchon bis zum 15. Januar 1868 an die Abtheilung für 
bie Armee⸗Angelegenheiten A des unterzeichneten Departements direkt einzureichen. Die Aufforderung zur 
Bewerbung um die Aufnahme in das genannte Inſtitut iſt daher ungeſäumt bei ſämmtlichen Truppen. 
theilen an die Mannſchaften zu richten, und iſt demnächſt das Weitere gemäß Paſſus 2 bis 9 der Beſtim⸗ 
mungen rechtzeitig zu veranlaſſen. 

2. Zur Bewerbung ſind ſämmtliche Mannſchaſten, welche ſich dazu melden, ohne Rückſicht auf bie 
Länge ihrer Dienſtzeit zuzulaſſen. 

3. Als Bewerber ſind bei der Armee ⸗ Abtheilung A nicht nur diejenkgen anzumelden, welche gemäß 
Paſſus 2a der Beſtimmungen ein Sekundaner⸗Zeuguiß und gemäß Paſſus 3 daſelbſt ein Tertianer⸗Zeugniß 
beibringen, ſondern für dieſes Mal auch noch diejenigen, welche die im §. 163 ad 1 der Militalr⸗Erſatz⸗ 


Inſtruktion vom 9. Dezember 1858 geforderten Renntniffe durch eine bei dem Truppentheil abzulegendt 
Prüfung nachweiſen. 

4. Mit Abhaltung dieſer ſowie der im Paſſus 8 der Beſtimmungen vorgeſehenen Prüfung ſind, event. 
in jeder Garniſon des Truppentheils, durch das Regiments reſp. beim Train durch das Bataillons⸗Kom⸗ 
mando zwel Offiziere, worunter wenn möglich eln Rittmeiſter oder Hauptmann, zu beauftragen. Wegen 
der erftgebachten Prüfung wird auf die dieſſeitigen Erlaſſe vom 13. Jun 1838, 30. Oktober 1839 und 
12. Juni 1855 (abgedruckt in v. Helldorfs Dienſtvorſchriften, Theil I. Abſchnit 2 sub IX. die Mllitalr⸗ 
Roßarzt⸗Schule) verwieſen. Die im Paſſus 8 cit. vorgeſehene Anfertigung eines Lebenslaufs und bezie⸗ 
hentlich eines deutſchen Aufſatzes muß im Beiſein eines Offiziers erfolgen, welcher unter der Arbeit 
mit Namensunterſchrift die Anfertigung ohne fremde Hülfe zu atteſtiren und die Zeit anzugeben hat, 
welche der Examinand zu der Arbeit gebraucht hat. Zu dem deutſchen Auſſatz iſt durch den älteren der 
ah a: ein Thema zu beſtimmen, welches Beranlafjung zur Darlegung eigener Gedanken 
geben muß. 

5. Für die mit ſämmtlichen Bewerbern gleichmäßig abzuhaltende Prüfung im Hufbeſchlage iſt den 
beiden Offizieren noch ein Roß⸗ ober Unterroßarzt zuzuordnen. Vor dieſer Kommiſſion hat der Examinand 

1) ein bis zwei Hufe eines Pferdes zum Beſchlage zuzurichten, 

2) ein bis zwei Eiſen zu ſchmieden, 

3) ein für den geſunden, zugerichteten Huf eines Pferdes brauchbares Eiſen zu richten und 
4) ein gerichtetes Eiſen aufzuſchlagen. 

Der Prüfungsbericht muß ſich über die bewieſene Geſchickllchket und das Ergebniß der einzelnen Ar⸗ 

beiten ausſprechen und bemerken, 
ad 1 welche Werkzeuge benutzt, 
ad 2 in wie viel Hitzen die Eiſen gefertigt und 
ad 3 ob der Examinand ein ſelbſtgeſchmiedetes Gifen gerichtet und aufgeſchlagen hat oder nicht. 

6. Dem Paſſus 9 der Beſtimmungen gemäß ſind ſämmtliche Bewerber ohne Rückſicht auf die 
Reſultate der Prüfungen bei der Armee-Abtheilung A anzumelden. 

Der Beſcheid über die Einberufung der Aſpiranten wird diesmal den Truppen bis Anfangs Marz 


zugehen. Berlin, den 3. Dezember 1867. 
Kriegs ⸗Miniſterium. Allgemeines Kriegs » Departement. 
760. 11. A. K. D. 1a. v. Podbielski. v. Kar czewski. 


Bekanntmachung des Königlichen Ober⸗Präſidinms der Provinz Brandenburg. 


Den Kommunal⸗Landtag der Kurmark betreffend. 
Der nächſte Kommunal⸗Landtag der Kurmark wird . 
om 15. Januar 1868 
in Berlin eröffnet werden. Die verwaltenden Behörden ver ſtändiſchen Inſtitute, ſowie der Kreiſe und 
Gemeinden haben diejenigen Gegenſtände, welche ſie auf dieſem Kommunal⸗Landtage zur Sprache zu bringen 
beabſichtigen, bei dem ſtellvertretenden Herrn Vorſitzenden, Ritterſchaftsrath Domherrn von Bredow in 
Berlin, Linksſtraße 34, anzumelden, bie Königlichen Behörden aber ſich wegen diefer Gegenſtände an mich 
zu wenden. Potsdam, den 18. Dezember 1867. 15 
Der Ober-Präfivent der Provinz Brandenburg. In Vertretung: (gez.) v. Kamptz. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 


1. Publikandum. Auf Grund des Geſetzes, betreffend das Preußiſche Medicinal⸗Gewicht vom 
16. März d. J. (Geſetz- Sammlung ©. 386) und unter Berückſichtigung der eingetretenen Veränderungen 
in den Einkaufepreiſen der betreffenden Arzneimittel, habe ich eine Reviſion der Arzneitaxe angeordnet und 
eine neue Auflage derſelben ausarbeiten laſſen, welche mit dem 1. Januar 1868 in Kraft tritt. 

Berlin, ben 27. November 1867. 
Der Miniſter der nelftlichen, Unterrichts ⸗ und Medicinal⸗ Angelegenheiten. gez. v. Müh ler. 

Die vorſtehende Miniſterial⸗ Bekanntmachung wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß der Apotheker, 
Medinal⸗Beamten, Polizei⸗Behörden und des Publitums gebracht und die ſämmtlichen Apotheker des dies⸗ 
ſeltigen Berwaltungs⸗Vezirks werden angewieſen, ſich vom 1. 4. M. und 38. ab nach den vorgeſchriebenen 
Taxbeſtinnmungen auf das Genaueſte zu richten und ſich die im Druck erſchienene neue Arzuei⸗Taxe, welche 
in allen inländiſchen Buchhandlungen für den Preis von 10 Sgr. zu beziehen iſt, fofert anzuſchaffen. 
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Gleichzeitig machen wir im höheren Auftrage hierbei auf den bei dem Verleger der Arzneitaxe erſchienenen 
„Rechenknecht zur Erleichterung des Taxlrens der Recepte nach der Königlichen Preußiſchen Arznei⸗Taxs“ 
und die „Tabelle zur Umſetzung des bisherigen Medicinal⸗ (Unzen⸗) Gewichts in das neue Medizinal⸗ 
(Grammen⸗) Gewicht“ aufmerkſam, welche die event. Schwierigkeiten erleichtern werden, welche bei dem 
Uebergang in das neue Gewicht fi herausſtellen möchten. a 

Frankfurt a. O., den 19. Dezember 1867. 

11. um das Andenken des im Januar d. J. in Alt⸗Döbern verſtorbenen Superintendenten und 
Seminar⸗Directors Köthe zu ehren, hat ſich eine Anzahl früherer Schüler deſſelben zur Gründung einer 
Stiftung vereinigt, aus welcher alljährlich einem würdigen und bedürftigen Seminariſten in Alt⸗Oöbern 
Unterſtützung gewährt werden ſoll. 

Der Herr Miniſter des Innern hat dem zu dieſem Behufe zuſammengetretenen Comitee die Erlaub⸗ 
niß ertheilt, frühere Schüler und Freunde des Verſtorbenen zu Beiträgen für die bezweckte „Köthe⸗ 
Stiftung“ öffentlich aufzufordern, was wir hierdurch zur Kenntniß der Behörden unſeres Reſſorts bringen. 

Frankfurt a. O., den 11. Dezember 1867. 

III. Die Orts⸗Polizei⸗Behörden werden unter Bezugnahme auf die Beſtimmungen §. 10 der für 
die Behörden zur Durchführung der Volkszählung gegebenen Inſtruktion — Schema F. — angewieſen, 
jetzt, nachdem das Reſultat der abgehaltenen Volkszählung für jeden Ort zuſammengeſtellt fein muß, ſorg⸗ 
fältige Nachreviſionen abzuhalten und über das Ergebniß derſelben bis ſpäteſtens zum 5. des künftigen 
Monats und Jahres an die betreffenden Herren Landräthe zu berichten. 

Frankfurt a. O., den 20. Dezember 1867. 

Zu unſerer, den Auswanderer⸗Beförderungs⸗Agenten H. F. W. Hänichen zu Arnswalde betref⸗ 
fenden Amtsblatts Bekanntmachung vom 19. v. Mts. (Amtsbl. S. 369) wird berichtigend bemerkt, daß 
der General ⸗ Agent des Auswanderer « Beförderungs⸗Geſchäftes von Auguft Bolten in Bremen nicht der 
Rentier Conſtantin Eiſenſtein, ſondern H. C. Platzmann in Berlin iſt, und daß der Agent Hänichen die 
ihm ertheilte Vollmacht noch vor Zurückzlehung derſelben dem General⸗Agenten Platzmann zur Verfügung 
geſtellt haben will. Frankfurt a. O., den 18. Dezember 1867. 

V. Es iſt in dieſem Jahre mehrfach vorgekommen, daß Seitens der freiwilligen Abonnenten die 
Beftellungen auf das Amtsblatt erſt fo ſpät gemacht worden ſind, daß viele derſelben nicht mehr aus⸗ 
geführt werden konnten, weil bereits eine große Anzahl von Nummern erſchlenen und die Auflage vergriffen war. 

Um dieſem nach Möglichkeit vorzubeugen, fordern wir das betheiligte Publikum auf, die Beſtellung 
auf das Amtsblatt pro 1868 ſo zeitig bei den betreffenden Poſtanſtalten zu machen, daß die Auflage nach 
dem Bedarf zu Anfang des neuen Jahres beſtimmt und alle eingehenden Beſtellungen ausgeführt werden 
können. Frankfurt a. O., den 12. Dezember 1867. 

VI. Auf die Extra⸗Beilage zu dieſer Nummer, enthaltend das Reglement über die Civil⸗Verſorgung 
ꝛc. der Militair⸗Perſonen vom 16. Juni d. J., werden die betheiligten Behörden hierdurch noch beſonders 
aufmerkſam gemacht. Frankfurt a. O., den 21. Dezember 1867. ; 


Perſonal⸗ Chronik. 


Seine Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, den Bau⸗Rath Wiebe hierſelbſt zum Reglerungs⸗ 
und Bau⸗Rath zu ernennen. 

Der bisherige Aſſiſtent Schmid iſt zum Buchhalter bei der Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſe ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 21. Dezember 1867. Der Regierungs⸗Präſident. Frhr. v. Nordenflycht. 

Der Oberpfarrer Eduard Hermann Paetz zu Königsberg i. N. iſt zum Superintendenten der Diöceſe 
Königsberg i. N. I, beſtellt worden. 

Mit Bezug auf Nr. 49 Seite 380 des diesjährigen Amtsblatts wird bekannt gemacht, daß der Orts⸗ 
richter Mehnert zu Göllnitz als Stellvertreter des Feuerpollzei⸗ und Wegediſtricts⸗Commiſſarius für den 
XV. Diſtrict des Luckauer Kreiſes erwählt reſp. beſtellt iſt. 

Se. Majeſtät der König haben dem Förſter Heinze zu Nehesdorf, Oberförſterei Grünhaus, das 
allgemeine Ehrenzeichen Allergnädtgſt zu verleihen geruht. 

Der Vermeſſungs⸗Reviſor Hoefer zu Senftenberg ift vom 1. Januar 1868 ab in den Ruheſtand verſetzt. 

Im Kreiſe Sorau ſind folgende Perſonen als Schiedsmänner gewählt und beſtätigt worden: für die 
Stadt Triebel der Webermeiſter Auguſt Müller daſelbſt, für den 14. ländlichen Bezirk der Ritterguts⸗ 
beſitzer Ferdinand Hirſchfeld in Rinkendorf und für den 22. ländlichen Bezirk der Rittergutsbeſitzer 
Ferdinand Louls Wuerk zu Bohrau. 
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Vermiſchte Nachrichten. 


J) Die Pfarrſtelle zu Richnow in der Diözefe Soldin, Königlichen Patronats, wird durch Emeritirung 
ihres gegen wärtigen Inhabers zum 1. Mai k. J. vakant. 
(2) Patent⸗Erthellungen. 1. Dem Kaufmann J. H. F. Prillwitz in Berlin iſt unter dem 14. De⸗ 
zember 1867 ein Patent 
auf eine Maſchine zum Reinigen und Enthülſen von Getreidekörnern in der durch Zeichnung und 
Beſchrelbung nachgewieſenen Zuſammenſetzung 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
2. Dem Kaufmann J. H. F. Prillwitz in Berlin iſt unter dem 14. Dezember 1867 ein Patent 
auf eine Maſchine zum Schmieden von Schraubenbolzen in der durch Zeichnung und Beſchreibung 
erläuterten Zuſammenſetzung, ohne Jemand in der Anwendung bekannter Theile zu deſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
Dem Mafchinen » Fabrikanten Wilhelm Klein und dem Geometer Daniel Rupp zu Oſthofen in 
Rhelnheſſen iſt unter dem 17. Dezember 1867 ein Patent 
auf eine nach dem vorgelegten Modell nebſt Beſchreibung für neu und eigenthümlich erachtete 
Univerſal⸗Kuppelung für Wellenleltungen 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats erthellt worden. 
4. Dem Ingenieur G. Engelmann zu Creuznach iſt unter dem 14. Dezember 1867 ein Patent 
auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſene Fügemaſchine für kleine Faßdauben, 
ohne Jemand in der Anwendung bekannter Theile zu beſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
5. Dem Kaufmann Francisque David zu St. Etienne iſt unter dem 17. Dezember 1867 ein Patent 
auf eine Lade zur Herſtellung von Doppelt⸗Sammetbändern mit Brochir⸗Vorrichtung in der durch 
Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen Ausführung und ohne Jemand in der Benutzung 
bekannter Theile zu beſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
Frankfurt a. O., den 21. Dezember 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 
(3) Dis durch das Ableben des bisherigen Inhabers erledigte Stelle des Kreis⸗Wundarztes für den 
Kreis Friedeberg l. N. mit dem Wohnſitz in der Stadt Driefen iſt anderweit zu beſetzen. Qualiftzirte 
Medizinal⸗Perſonen, welche ſich um die gedachte Stelle bewerben wollen, werden hierdurch aufgefordert, 
ſich unter Einreichung ihrer Approbationen und ſonſtiger Zeugniſſe binnen 6 Wochen bei uns zu melden. 
Frankfurt a. O., den 17. Dezember 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 
(A) Die katpoliſche Küſter⸗, Organiftene und Lehrerſtelle zu Rinnersdorf, im Archlpresbyteriat 
Schwiebus belegen, Königlichen Patronats, iſt durch das Ableben des bisherigen Inhabers erledigt worden. 
Bewerbungsgeſuche ſind an uns einzureichen. Frankfurt a. O., den 18. Dezember 1867. 
Königliche Regierung; Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
(83) Die Küſter⸗ und Lehrerſtelle in Mehlen, Didzefe Guben, Privat⸗Patronats, iſt durch die Ver⸗ 
ſetzung des bisherigen Inhabers erledigt worden. 
Frankfurt a. O., den 19. Dezember 1867. Königl. Regierung; Abtheilung für Kirchen⸗ u. Schulweſen. 
(6) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 20. Auguſt 1867 
präſentirten Muthung wird dem Rittergutsbeſitzer Carl Rudolf Bohtz zu Poremba unter dem Namen 
„Skalitz“ das Bergwerkseigenthum in dem Felde, deſſen Begränzung auf dem heute von uns beglau⸗ 
bigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: mnopgrstuvwm bezeichnet iſt, und welches — 
einen Flächeninhalt von 500000 Q. Ltr., geſchrieben: Fünfhunderttauſend Quadratlachtern umfaſſend — in 
den Gemeinden Schmagorei und Breeſen im Kreiſe Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. im 
Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen 
hierdurch verliehen,“ urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situations⸗ 
riß in dem Büreau des Königlichen Nevierbeamten zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Ver⸗ 
weiſung auf die Paragraphen 35. und 36. des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 11. Dezember 1867. Königliches Oberbergamt. 
(7) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 3. März 1867 prä⸗ 
ſentirten Muthung wird dem Rittergutsbeſitzer Carl Rudolf Bohtz zu Poremba unter dem Namen „Paulus“ 
das Bergwerkseigenthum in dem Felde, deſſen Begränzung auf dem heute von uns beglaubigten Situa- 
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tionsriſſe mit den Buchſtaben: A K LM NO PGGH J A bezeichnet iſt, und welches — 
einen Flächeninhalt von 499,992 Q.⸗Ltr., geſchrieben: Vierhundertneunundneunzigtauſendneunhundertzwei⸗ 
undneunzig Quadratlachtern umfaſſend — in den Gemeinden Schmagorei und Klein⸗Kirſchbaum, im Kreiſe 
Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. O., im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewin⸗ 
nung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen,“ urkundlich ausgefertigt am heutigen 
Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß bei dem Königlichen Revierbeamten zu Fürſtenwalde 
zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 11. Dezember 1867. f Königliches Oberbergamt. 
(8) Bekanntmachung. Denjenigen Rentepflichtigen, welche ihre an die Rentenbank zu entrichtenden 
Renten zum 30. September er. durch Kapitalzahlung ganz oder theilweiſe abgelsſt haben, wird hierdurch 
bekannt gemacht, daß die von uns in Gemäßheit des §. 27 des Rentenbank⸗Geſetzes vom 2. März 1850 
ausgefertigten Entlaſtungsquittungen den betreffenden Kreis- Steuer⸗Kaſſen zugeſandt worden find, um ſolche, 
ſoweit fie die Ablöſung voller Renten betreffen, den zuſtändigen Gerichten Behufs der koſtenfreien Löſchung 
des Vermerks der Rentepflicht im Hypothekenbuche und demnächſtigen Ausreichung an die Intereſſenten 
zuzuſtellen, in Fällen der Ablöſung von Theilrenten dagegen Denjenigen unmittelbar auszureichen, welche 
die Kapitalzahlung geleiſtet haben. Berlin, den 22. November 1867. 
Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. (gez.) Hey der. 
(9) Bekanntmachung. Mit dem 1. Januar 1868 tritt auf der Oſtbahn ein allgemelner Spezial⸗ 
tarif für die zu einem Frachtbriefe gehörigen Sendungen von Salz in Quantitäten von 100 Centnern 
und mehr in Kraft. Dieſer Tarif beruht auf dem Einheitsſatze von 1,35 Pfennigen pro Centner und 
Meile neben einer Expeditlonsgebühr von 1 Thaler für 100 Centner und findet auf alle dergleichen 
Transporte Anwendung, ſoweit nicht die außerdem ſchon für Steinſalz. Abraumſalz, kalihaltiges 
Salz und Salzledfteine von Staßfurt und aus Magazinen zu Schönebeck oder Siedeſal; von Halle a. ©. 
und Schönebeck, beziehentlich für Förder⸗Steinſalz in Blöcken oder gemahlen von Erfurt und Staßfurt, 
beſtehenden billigeren Spezial⸗Tarife (ſiehe V. Nr. 9 Littr. f. und g. Seite 17/ö18 des ſeit 
1. Oktober d. J. gültigen Oſtbahn⸗Tarifs) der Frachtberechnung zum Grunde gelegt werden. 
Die Sätze pro Centner des Eingangs bezeichneten Tarifs können bei ſämmtlichen Güter⸗Expeditlonen der 
Oſtbahn eingeſehen werden. 
Bromberg, den 14. Dezember 1867. Königliche Direktion der Oſtbahn. 
(10) Königliche Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. Der für Kalkſendungen von der Oberſchleſiſchen 
nach der Nlederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn beſtehende Spezialtarif iſt vom 1. Dezember cr. ab auch auf 
Kalkſendungen nach Stationen der Schleſiſchen Gebirgsbahn via Kohlfurt ausgedehnt. 
Dieſer Tarif gilt auch für Kalkſendungen in Wagenladungen ab Erkner, Fürſtenwalde und Finlenheerd 
nach den Stationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, jedoch gegen eine Ermäßigung der Fracht um 25 %,. 
Druckexemplare dieſes Tarifs find bei den obengenannten Stationen und denjenigen der Schleſiſchen 
Gebirgsbahn, à 1 Sgr. pro Stück, käuflich zu haben. Berlin, den 4. Dezember 1867. 
- Königliche Direction der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Elſenbahn. 
(11) Königliche Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. Bei dem gegenwärtig ſehr lebhaften Verkehr 
auf der dieſſeitigen Eiſenbahn find wir genöthigt, zur Vermeidung von Störungen ſtrengſtens darauf zu 
halten, daß die in den SS. 14 und 15 des Betrlebs⸗Reglements für die Preußiſchen Staats⸗Eiſenbahnen 
vom 3. September 1865 vorgeſchriebenen Abnahme⸗Friſten genau eingehalten werden. Wir werden deshalb 
auch von der bisher geübten Praxis, wonach die verwirkten Stand⸗ und Lagergelder, wenn irgend Billig⸗ 
keitsgründe vorwolteten, niedergeſchlagen worden find, im Intereſſe des Publikums für die nächte Zeit Ab⸗ 
ſtand nehmen muſſen. Berlin, den 3. Dezember 1867. 
Königliche Direction der Nlederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 
(12) Das unterzeichnete Schauamt wird zur Körung der zum Decken von Stuten anderer Eigen⸗ 
thümer gegen Entgeld angemeldeten Privatkengfte am 28. Dezember d. J. Vormittags 11 Uhr hlerſelbſt 
zuſammentreten. Die angemeldeten Hengſte find zur gedachten Zeit vor dem Landraths⸗Amte hierſelbſt zu 
geſtellen und müſſen die Erlaubnißſcheine über die bereits in früheren Jahren gekörten Hengſte im Termine 
vorgelegt werden. Seelow, den 16. Dezember 1867. 
Das Schauamt des Lebuſer Kreiſes. Landrath v. d. Marwitz. 
Redigirt im Büreau der Königl. Regierung. 
Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt a. O. 


Extra⸗Beilage zum Amts⸗Blatt.“ 


Auf den Bericht vom 16. Juni d. J. ertheile Ich dem mit demſelben Mir wieder vorgelegten 
Reglement über die Civil⸗Verſorgung und Civil⸗Anſtellung der Militair-Perſonen des Heeres und der 
Marine vom Feldwebel abwärts hierdurch Meine Genehmigung. Das Staats- Miniſterium hat hier— 
nach das Weitere zu veranlaſſen, namentlich auch die zur Anwendung des gedachten Reglements in den 
neu erworbenen Landestheilen erforderlichen beſonderen Anordnungen zu treffen. 

Schloß Babelsberg, den 20. Juni 1867. (gez) Wilhelm. 

(ggez.) v. Bismarck. v. d. Heydt. v. Noon. 
Graf v. Itzenplitz. v. Mühler. Graf zur Lippe. 
v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 


An das Staats⸗Miniſterium. 


Reglement 


über die 


Civil⸗Verſorgung und Civil⸗Anſtellung der Militair-Perſonen des Heeres und der Marine 
vom Feldwebel abwärts. 


Erſter Abſchnitt. Ganzen gedient haben; b) Landgendarmen, welche 
Allgemeine Beſtimmungen. 12 Jahre gedient haben; c) Leute der Berliner 
§. 1. Militair⸗Perſonen des Heeres und der Schutzmannſchaft, welche entweder 12 Jahre als 
Marine vom Feldwebel und den im Range Gleich- ſolche gedient haben, oder welche einſchließlich ihrer 
ſtehenden abwärts koͤnnen: 1) den Anſpruch auf Ver⸗ Militair⸗Dienſtzeit 12 Jahre gedient haben; d) Zeug⸗ 
ſorgung, 2) die Ausſicht auf Anſtellung im Civil- feldwebel und Zeugjeggeanten, wenn fie vor ihrer 
Subaltern- und Unterbeamtendienſte erwerben. Im Anſtellung im Zeugweſen die Ausſicht auf Anſtellung 
erſteren Falle wird ein Civil⸗Verſorgungs⸗ nicht ſchon erlangt haben, nach einer Geſammtdienſt⸗ 
Schein, im letzteren ein Civil-Anſtellungs- zeit von 15 Jahren. C. Außerdem können ohne be: 
Schein verabreicht. Die Inhaber von Scheinen ſonderen Anſtellungsſchein angeſtellt werden: a) bei 
beider Kategorien werden mit dem Namen „Milis der Landgenvarmerie nnd der Berliner Schutzmann— 
tair⸗Anwärter“ bezeichnet. Landgendarmen und Leute ſchaft, Unteroffiziere, welche überhaupt im ſtehenden 
der Berliner Schutzmannſchaft werden unter den Heere oder in der Königlichen Marine 9 Jahre ge— 
nachfolgenden Maßgaben den Militair⸗Anwärtern dient haben; b) als Feſtungs-Unterbediente und im 
gleich geachtet. Fortifikations⸗Bureaudienſt, Pionier -Unterofftziere, 
§. 2. A. Den Civil⸗Verſorgungs⸗Schein welche 9 Jahre im ſtehenden Heere gedient haben. 
können erhalten: a) die Ganzinvaliden des Heeres, Der Civil-Verſorgungs⸗Schein, ebenſo wie der Civil— 
der Landgendarmerie und der Marine; b) Halbin⸗ Anſtellungs⸗Schein iſt ſtets nur nach fortdauernd 
valide des ſtehenden Heeres, der Landgendarmerie guter Führung zu ertheilen. Für diejenigen Mann- 
und der Marine, welche 12 Jahre gedient haben; ſchaften, welche mit dem Forſt-Verſorgungs⸗ 
e) die zur Forſtverſorgung berechtigten Jäger, wer Schein verſehen und zur ausſchließlichen Anitele 
chen geſtattet iſt, unter den in beſonderen Beſtim⸗ lung im Forſtfache berechtigt find, bewendet es bei 
mungen vorgeſchriebenen Vorausſetzungen den Forſt⸗ den darüber beſtehenden beſonderen Beſtimmungen. 
Verſorgungs⸗Schein gegen den Civil-Verſorgungs⸗(ſ. §. 2. A. c.) 
Schein umzutauſchen; d) die Landgendarmen nach $. 3. Zu einer jeden Verſorgung, beziehungs- 
5jähriger ununterbrochener Dienſtzeit in der Gen⸗ weiſe Anſtellung im Civildienſte iſt die Qualifikation 
darmerie, und e) Leute der Berliner Schutzmann⸗ für die betreffende Stelle unbedingt erforderlich. Bei 
ſchaft, welche im ſtehenden Heere oder in der Königl. der Bewerbung um eine Stelle find von dem Be⸗ 
Marine 9 Jahre gedient haben, nach 5jähriger un⸗ werber, außer dem Civil⸗Verſorgungs⸗ oder Civil⸗ 
unterbrochener Dienſtzeit in der Schutzmannſchaft.] Anſtellungs⸗Schein die Atteſte über die Dauer ſeiner 
B. Den Civil⸗Anſtellungs⸗Schein können er⸗Dienſtzeit im Militair, beziehungsweiſe der Land⸗ 
halten, ohne invalide zu ſein: a) Unteroffiziere des gendarmerie und der Schutzmannſchaft, und über 
ſtehenden Heeres, der Landwehrſtämme, der Land⸗ ſeine Führung während dieſer Zeit vorzulegen. Sind 
gendarmerie und der Marine, welche 12 Jahre im für gewiſſe Dienſtſtellen oder für gewiſſe Kategorien 


von Dienſtſtellen beſondere Prüfungen vorgeſchrieben, 
ſo hat der Militair⸗Anwärter auch dieſe Prüfungen 
abzulegen, bevor er ſich um eine Dienſtſtelle dieſer 
Art bewerben kann. Bei der Beſetzung der Lootſen⸗, 
Schleuſen⸗Aufſeher⸗ und Leuchtthurmwärter⸗Stellen, 
ſowie überhaupt bei der Beſetzung von Stellen des 
Küſten⸗ und Hafendienſtes, welche vom Staate 
reſſortiren, haben die Unteroffiziere des Seemanns⸗ 
ſtandes, welche den Civil⸗Verſorgungs- oder Civil⸗ 
Anſtellungs-Schein beſitzen, derartig das Vorzugs⸗ 
recht, daß erſt in dem Falle, daß ſich kein Bewerber 
der Marine meldet, auf Anwärter der Landarmee 
zurückgegangen werden darf. Die den Militair-An- 
wärtern überhaupt zugänglichen Stellen im Staats- 
dienſte können fortan ſowohl den Inhabern des 
Civil Verſorgungs-Scheins als den Inhabern des 
Civil-Anſtellungs⸗Scheins verliehen worden. 

0 Bei vorhandener Qualifikation rangiren 
die Militair- Anwärter hinſichtlich der Reihenfolge 
ihrer Anſtellung im unmittelbaren Civilſtaatsdienſt 
folgendergeſtalt unter ſich: 1) die Inhaber des Civil-⸗ 
Verſorgungs⸗Scheins und 2) die Inhaber des 
Civil⸗Anſtellungs-Scheins. Innerhalb einer 
jeden dieſer beiden Kategorien ſind zunächſt die im 
Dienſte vor dem Feinde und bei kriegeriſchen Aktionen 
zur See, dann die in Friedenszeiten im Dienſte 
auf See invalide gewordenen, endlich die im Beſitze 
von im Kriege erworbenen Preußiſchen Orden und 
Ehrenzeichen befindlichen Militair-Anwärter vorzugs⸗ 
weiſe zu berückſichtigen. Nächſtdem kommt die Z it 
der Anmeldung zu der in Frage ſtehenden Stelle 
und die Länge der Dienſtzeit in Betracht. 

$. 8. Die ausſchließlich für Militair-Anwärter 
beſtimmten Civilſtellen dürfen, die Fälle des §. 6 
ausgenommen, durch Civil-Anwärter nicht beſetzt 
werden, jo lange qualifizirte Anwärter vorhanden 
ſind und ſich darum bewerben. Dies Vorzugsrecht 
der Militair-Anwärter gilt bis zu ihrer Anſtellung 
in einer etatsmäßigen Stelle des Civildienſtes, nicht 
aber bei dem ferneren Aufrücken in höhere Dienfts 
einnahmen oder bei der Beförderung im Dienſte. 
In dieſer Beziehung ſind die im §. 9 Nr. 3 auf⸗ 
geſtellten Grundſätze allein maßgebend. 

6. Die für Militair⸗Anwärter überhaupt 
oder ausſchließlich beſtimmten Civilſtellen können 
auch noch beſetzt werden: a) mit Wartegeld-Em⸗ 
pfängern, denen vor allen anderen Anwärtern der 
Vorzug gebührt, b) mit ſolchen Civil- Beamten, 
welche früher auf Grund ihrer Anſprüche als Mili⸗ 
litair⸗Awärter (S. 1) angeſtellt geweſen und für ihre 
bisherigen Stellen dienſtunfähig geworden find, o) mit 
Perſonen, welchen mittelſt beſonderer Allerhöchſter 
Kabinets⸗Ordres die Anſtellungsfähigkeit beigelegt 
iſt. Die Verleihung derſelben ſoll jedoch nur für 
eine beſtimmte Stelle oder für beſtimmte Kategorien 
des Dienſtes und nur, wenn ein dienſtliches Intereſſe 
dafür geltend zu machen iſt, unter Konkurrenz des 
Kriegs⸗Miniſters beantragt werden. 


§. 7. Unter Beachtung der vorſtehenden Feſt⸗ 
ſetzungen erfolgt die Annahme von Militair-Anwär⸗ 
tern in den ihnen zugänglichen Stellen ohne Inter: 
ſchied, ob die Stellen dauernd oder nur zeitweiſe 


beſtehen, ob damit ein etatsmäßiges Gehalt oder nur 


eine diätariſche oder andere Remuneration verbun⸗ 
den iſt, ob die Anſtellung auf Lebenszeit oder auf 
Kündigung oder unter dem Vorbehalt beliebiger Ent— 
laſſung nur gegen Lohn geſchteht. 

I. 8. Die Stellen der Unterbeamten bei 
den Staatsbehörden und allen vom Staate unter- 
haltenen Anſtalten ſind nach Maßgabe der Anlage A. 
ausſchließlich mit Militair-Anwärtern zu beſetzen, 
ſoweit nicht in dieſer Anlage ein Anderes beſtimmt 
iſt. Abänderungen und Ergänzungen kann das 
Staats-Miniſterium beſchließen. 

89. Bei Beſetzung der Stellen der Sub- 
altern⸗Beamten (Bureau- und Kaſſen- Beamte) 
iſt Folgendes zu beachten: 1) Bei der Anſtellung 
der Gefängniß-Inſpektoren der gerichtlichen Gefan- 
genen⸗Anſtalten, der Kanzliſten — ausſchließlich der 
Beamten des Chiffrir-Bureaus des Miniſteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten und der Kanzliſten 
bei den Königlichen Miſſtonen und Konſulaten im 
Auslande — ſowie bei der Annahme von Kanzlei— 
Diätarien und Lohnſchreibern ſind die Militair⸗An⸗ 
wärter ausſchließlich zu berückſichtigen Für die 
Beförderung zum Kanzliſten bei den Gerichten ift 
nächſt der beſſern Dienſtführung und Qualifikation 
die längere Dienſtzeit als Diätarius allein 
entſcheidend. 2) Die Stellen der Subaltern-Beam⸗ 
ten zweiter Klaſſe bei den Provinzial⸗Behörden und 
der gleichſtehenden Subaltern-Beamten bei anderen 
Königlichen Behörden deſſelben oder geringeren Raus 
ges, ſind in der Art alternirend durch Militair- und 
Civil⸗Anwärter zu beſetzen, daß mindeſtens die Hälfte 
ſolcher Stellen den Militair-Anwärtern verliehen 
wird. Bei Annahme von Bureau-Diätarien if in 
gleicher Weiſe zu verfahren. In beiden Fällen 
werden Perſonen der im §. 6 ad b bezeichneten Art 
den Militair⸗Anwärtern hinzugerechnet. In Bezug 
auf die Subaltern-Beamten⸗Stellen bei der Staats⸗ 
telegraphie verbleibt es bei den beſtehenden beſonde— 
ren Vorſchriften. 3) Das Aufrücken in höhere 
Dienft - Einnahmen und die Beförderung in höhere 
Dienſtſtellen erfolgt lediglich nach dem Ermeſſen der 
vorgeſetzten Behörden, welches durch Qualifikation, 
Dienſtführung und Dienſtalter beſtimmt wird. Ein 
Anſpruch auf vorzugsweiſe oder auch nur alterni⸗ 
rende Berückſichtigung ſteht hierbei den vormaligen 
Militair⸗Anwärtern nicht zu. Ihre Anciennetät un⸗ 
ter den Expectanten für höhere Dienſtſtellen ſoll aber 
vom Zeitpunkte ihrer erſten definitiven Anſtellung 
im Civilſtaatsdienſte datiren. 

$. 10. Auch diejenigen Domainen-Pächter und 
Rentbeamte, Amts⸗Vorſteher und andere Königliche 
Beamte, welche aus der ihnen ausgeſetzten Averſional⸗ 
Vergütigung für die Amts⸗Verwaltungsfoſten, und 


beziehungsweiſe aus dem Dienft - Einfommen die 
nöthigen Dienſtleiſtungen der Amtsdiener, Exeku⸗ 
toren ꝛc. ſelbſt zu beſchaffen haben, dürfen dazu nur 
Militair⸗Anwärter wählen und denſelben in keinem 
Falle weniger an Beſoldung gewähren, als ihnen 
ſelbſt zu dem Behufe aus Staatskaſſen vergütigt 
wird. Ausnahmen hiervon machen die in einem 
Privatdienſtverhältniß ſtehenden Bureaugehülfen der 
Landräthe und der Domainen-⸗ und Rent⸗Beamten, 
ſowie die ebenfalls in einem Privatdienſt⸗Verhältniſſe 
ſtehenden Büreaugehülfen der Vorſteher von Poſt⸗ 
Expeditionen. 

§. 11. Hinſichtlich der ſtädtiſchen Kom ⸗ 
munen bewendet es bei den beſtehenden geſetzlichen 


Beſtimmungen, wonach die ſtädtiſchen Behörden ver⸗ 
flichtet find, zu den beſoldeten ſtädtiſchen Unter be⸗ 


p 
dientenſtellen keine andern als verſorgungsberechtigte 


Militair⸗Invaliden zu wählen, dieſe Verpflichtung 
jedoch auf diejenigen Stellen der ſtädtiſchen Sub⸗ 
alternen, welche eine höhere oder eine eigenthüm⸗ 
liche Geſchäftsbildung erfordern, ſich nur inſoweit 
bezieht, als verſorgungsberechtigte Militair⸗Invaliden 
vorhanden find, welche dieſe Geſchäftsbildung be⸗ 
ſitzen. Bei der Wahl der Kaͤmmerei-Rendanten und 
Kommunal⸗Kaſſen-Beamten behalten die ſtädtiſchen 
Behörden freie Hand. 

12. Hinſichtlich der Beſetzung der Stellen 
bei den ſtändiſchen Inſtituten bewendet es bei den 
hierüber beſtehenden ſtatutariſchen Anordnungen. 

§. 13. In Anſehung derjenigen dienſtlichen 
Funktionen, für welche wegen ihres geringen, die 
volle Zeit und Thätigkeit eines Beamten nicht in 
Anſpruch nehmenden Umfanges und der Gering⸗ 
fügtgfeit der damit verbundenen Remunerationen, 
ſchon bisher beſondere Beamten nicht angenommen, 
welche vielmehr an Privatperſonen, an andere Beamte 
als Nebenbeſchäftigung, oder an penſtonirte Beamte 
übertragen zu werden pflegten, kann es hierbei auch 
ferner ſein Bewenden behalten. Falls ſich jedoch 
Militair⸗Anwärter zur Uebernahme ſolcher Zunft 
tionen melden, find dieſelben vorzugsweiſe zu berück⸗ 


ſichtigen. 
Zweiter Abſchnitt. 
Pon der Ertheilung des Civil⸗Verſorgungs⸗ beziehungsweiſe 
des Civil⸗Anſtellungs⸗Scheins. 
§. 14. Die Militair⸗ Anwärter erhalten zum 
Ausweiſe ihrer Berechtigung entweder den Civil⸗ 
Verſorgungs⸗Schein nach Anlage B., oder den Civil⸗ 
Anſtellungs⸗Schein nach Anlage C. Der erſtere 
wird als bedingter, nur für beſtimmt bezeichnete 
Stellen geltender Civil⸗Verſorgungs⸗Schein nach Anz 
lage D. verabfolgt, wenn bei zwar nicht durchweg 
guter, aber doch Mangel an ehrliebender Geſinnung 
nicht verrathender Führung, eine von dem Sachver⸗ 
hältniß unterrichtete Behörde zur Anſtellung ſich 
bereit erklärt. 
§. 15. Die Ausfertigung der Civil⸗Verſor⸗ 
gungs⸗Scheine für die im §. 2 aufgeführten Indivi⸗ 


duen des Heeres, erfolgt durch dasjenige General⸗ 
Kommando, bei welchem die betreffende Perſon 
überhaupt zur Anerkennung als Invalide gelangt. 
Die Ausfertigung der Civil⸗Anſtellungs⸗Scheine für 
die in Reih und Glied ſtehenden Soldaten, eine 
ſchließlich der Landgendarmen, Zeugfeldwebel und 
Zeugſergeanten reſſortirt von denjenigen Truppen⸗ 
Kommandos, die zur Ausſtellung der Entlaſſungs⸗ 
Scheine befugt ſind. In Betreff der Militair⸗Per⸗ 
ſonen, welche der Königlichen Marine angehören, 
wird beſtimmt, daß die Civil⸗Verſorgungs-Scheine 
durch das Ober⸗Kommando der Marine, die Civil⸗ 
Anſtellungs⸗Scheine durch die Entlaſſungs⸗ Scheine 
ausſtellenden Marinetheile ausgefertigt werden. 
Die Ausfertigung für die Berliner Schutzmann⸗ 
ſchaften erfolgt vom General-Kommando des Garde⸗ 


Korps. 
Dritter Abſchnitt. 


Von der Anmeldung, Ermittelung und Einberufung der 
Militalr⸗Anwärter. 


§. 16. Die in heimathlichen Verhältniſſen 
lebenden Militair⸗Anwärter haben ſich um ein ihren 
Kräften und Fähigkeiten entſprechendes Unterkommen 
im Civildienſt bei den betreffenden Behörden ſelb ſt 
zu bewerben. So lange ſie indeſſen noch keine Ver⸗ 
ſorgung, beziehungsweiſe Anſtellung erhalten haben, 
werden die betreffenden heimathlichen Militair-Be⸗ 
hörden ihnen dabei nach Maßgabe der folgenden 
Beſtimmungen zur Erlangung einer Verſorgung oder 
Anſtellung möglichſt behülflich ſein. 

$. 17. Zu dieſem Behufe haben die Militair⸗ 
une alljährlich zweimal, zum 1. Juni und 1. 
Dezember, ihre Meldung bei ihren zugehörigen 
Landwehr⸗Bataillonen zu erneuern und denſelben 
von jedem dauernden Wechſel ihres Aufenthalts, 
auch von dem Ergebniß ihrer direkten Anmeldung 
(S. 16) Mittheilung zu machen. 

$. 18. Die Landwehr⸗Bataillone find (S. 17) 
| verpflichtet, die Anträge der noch nicht verſorgten, 
beziehungsweiſe nicht angeſtellten Militair⸗Anwärter 
zu prüfen und nach Befinden entweder ſelbſt zu er⸗ 
ledigen, oder die letzteren in die vorgeſchriebenen, 
auf dem Inſtanzenwege halbjährlich an die Gene⸗ 
ral⸗Kommandos reſp. an das Ober⸗Kommando der 
Marine gelangenden Nachweiſungen aufzunehmen. 

§. 19. Die noch in Reih und Glied ſtehenden 
Militair⸗ Anwärter ſind zur unmittelbaren Bewer⸗ 
bung bei den anſtellenden Behörden mit Genehmi⸗ 


gung ihrer Vorgeſetzten zwar auch befugt, haupt⸗ 
ſächlich aber ſollen die Bewerbungen durch die 


Dienſtvorgeſetzten bewirkt werden, und haben zu 
dieſem Behufe die ſämmtlichen Truppentheile des 
Heeres den General⸗Kommandos 2c., diejenigen der 
Marine dem Ober-Kommando der letzteren halb⸗ 
jährlich Ab⸗ und Zugangs⸗Liſten dieſer Mannſchaften 
einzureichen, aus denen die Wünſche in Betreff ihrer 
ae zu erſehen ſein müſſen. 


20. Die General⸗Kommandos beziehungs- 


* 
weiſe das Ober⸗Kommando der Marine theilen die 
danach (§. 18, 19) angefertigten Zuſammenſtellun⸗ 
gen zum 15. Januar und 15. Juli jeden Jahres 
denjenigen Behörden mit, in deren Reſſorts die 
Anſtellung gewünſcht wird, und zwar: a) den Mi⸗ 
niſterien und ſonſtigen Central-Behörden — in Be⸗ 
treff der unmittelbar bei dieſen anzuſtellenden Mili⸗ 
tair⸗Anwärter; b) den Regierungen, der Minifte- 
rial-Bau⸗Kommiſſion und dem Polizei-Präſtdium in 
Berlin, der Charité-Direktion, der Direktion der 
Thierarzuei-Schule und der General-Direktion der 
Muſeen; e) den General-Kommiſſtonen, d) den 
Rentenbank-Direktionen, e) den Provinzial-Steuer⸗ 
Direktionen, k) der Telegraphen-Direktion, g) den 
Ober⸗Poſt⸗Direktionen, h) den Direktionen der Staats⸗ 
Eiſenbahnen, i) den Dber » Bergs Nemtern, k) den 
Appellations-Gerichten und für den Bezirk des 
Appellations⸗Gerichtshofes zu Köln, dem General: 
Prokurator daſelbſt, I) den Kuratoren der Univerfi- 
täten, m) den Konſiſtorien, n) den Provinzial⸗Schul⸗ 
Kollegien, o) den Militair-Intendanturen, p) den 
Geſtüts⸗Direktionen. Die weitere Benachrichtigung 
der Unterbehörden erfolgt in der Regel durch die 
Provinzial⸗Behörden, es ſei denn, daß wegen direk⸗ 
ter Mittheilung an Unterbehörden Seitens der Ge— 
neral⸗-Kommandos, beziehungsweiſe des Ober-Kom⸗ 
mandos der Marine eine Verſtändigung zwiſchen 
den letzteren und der betreffenden Provinzial-Be⸗ 
hörde ſtattgefunden habe. 

3. 21. Seitens der Staatsbehörden erfolgt 
die Ermittelung von Militair-Anwärtern, ſofern nicht 
ſchon dirckte Anträge von ſolchen (88. 16 und 19) 
oder die ſpeziell eingereichten Nachweiſungen (§. 20) 
vorliegen, durch jedesmalige, oder nach beſonderer 
Verſtändigung periodiſch zu bewirkende Requiſition 
des betreffenden General-Kommandos, beziehungs— 
weiſe des Ober-Kommandos der Marine. Sind 
auf dieſe Weiſe qualifizirte Militair⸗Anwärter nicht 
zu ermitteln, ſo hat die Behörde in der Beſetzung 
der betreffenden Stelle freie Hand. Die Einbe: 
rufung geſchieht: a) bei den in heimathlichen Ver⸗ 
hältniſſen lebenden Individuen, inſofern ſich dieſel⸗ 
ben direkt gemeldet hatten, durch unmittelbare Ber 
nachrichtigung; b) bei allen noch in Reih und Glied 
befindlichen Individuen, ſowie bei denjenigen in 
heimathlichen Verhältniſſen lebenden Militair⸗An⸗ 
wärtern, welche durch die General⸗-Kommandos nam 
haft gemacht ſind, durch Requiſition der letzteren, 
beziehungsweiſe des Ober⸗Kommandos der Marine. 

$. 22. Die Staatsbehörden, welche die Be⸗ 
zeichnung von Militair Anwärtern zur Beſetzung 
offener Stellen gefordert haben, ſind verpflichtet, 
dem betreffenden General-Kommando, beziehungs⸗ 
weiſe dem Ober-Kommando der Marine baldmöglichſt 
Kenntniß zu geben, ob einer der angemeldeten Bewerber 
berückſichtigt worden iſt, damit die übrigen behufs ihrer 
Bewerbung um andere Stellen Seitens der Militair⸗ 
Behörden hiervon benachrichtigt werden können. 


§. 23. Sobald eine Stelle im ſtädtiſchen Kom⸗ 
munaldienſt offen iſt (SS. 11 und 12), bei deren 
Beſetzung die Verpflichtung zur Berückſichtigung 
verſorgungsberechtigter Militair⸗ Invaliden beſteht, 
für welche qualifizirte Berechtigte ſich aber nicht ges 
meldet haben, ſo hat der Gemeinde-Vorſtand eine 
öffentliche Aufforderung an die Berechtigten Behufs 
ihrer Bewerbung um die vakante Stelle in dem An⸗ 
zeiger des betreffenden Regierungs-Amtsblattes, und 
ſofern das Kreisblatt amtliche Anzeigen unentgeld—⸗ 
lich aufnimmt, auch durch dieſes zu erlaſſen. Dieſe 
Aufforderung muß die Angabe des mit der betreffen⸗ 
den Stelle verbundenen Einkommens, ſowie der da⸗ 
für zu leiſtenden Dienſte enthalten. 

8. 24, Findet ſich binnen drei Monaten nach 
ergangener öffentlicher Aufforderung kein qualifi⸗ 
zirter, verſorgungsberechtigter Bewerber, ſo berichtet 
der Gemeinde⸗Vorſtand, unter Angabe der verſchie⸗ 
denen Bewerber und der Gründe, aus welchen die 
Anſtellung derſelben unterblieben, an die vorgeſetzte 
Regierung. 

§. 25. Die Regierung prüft die vom Ger 
meindes Borftand ($. 24) angegebenen Gründe und 
hat: a) in denjenigen Fällen, wo das Einkommen 
der vakanten Stelle, — Gehalt und ſonſtige Emo⸗ 
lumente zuſammengenommen — jährlich nur 50 Thlr. 
und weniger beträgt, zunächſt die Annahme eines 
der Bewerber auf Probe anzuordnen oder aber die 
Beſetzung der Stelle durch einen Nichtverſorgungs- 
berechtigten zu genehmigen; b) wenn das Geſammt⸗ 
Einkommen der vakanten Stelle mehr als 50 Thlr. 
jährlich beträgt und ſich in Folge des Aufrufs des 
Gemeinde-Vorſtandes (S. 23) geeignete verſorgungs— 
berechtigte Militair⸗Invaliden nicht gefunden haben, 
auch bei der Regierung ſelbſt ſolche nicht notirt ſind, 
wegen Ermittelung und Ueberweiſung qualifizirter 
Individuen, mit dem betreffenden General-Kommando 
reſp. mit dem Ober-Kommando der Marine (SS. 
21 und 22) in Verbindung zu treten. Bleiben dieſe 
Maßnahmen ebenfalls ohne Erfolg, dann iſt die 
Genehmigung des Ober-Präſtdiums zur definitiven 
Beſetzung der vakanten Stelle durch nicht zu den 
verſorgungsberechtigten Militair-Invaliden gehörige 
Perſonen einzuholen. g 

. 26. Bei ſtändiſchen Inſtituten iſt bins 
ſichts der Ermittelung von Militair - Anwärtern 
(S. 12) nach den vorſtehenden Grundſätzen ($. 23 
bis 25) ebenmäßig zu verfahren. 

Vierter Abſchnitt. 
Von der Probedienſtleiſtung. 

§. 27. Vor Anſtellung eines Militair⸗Anwär⸗ 
ters im Civildienſte iſt die Behörde eine Probe- 
dienſtleiſtung gegen angemeſſene Remuneration 
anzuordnen befugt. Die Civil⸗Behörde hat die Art 
und Weiſe der Probedienſtleiſtung zu beſtimmen. 

§. 28. Im Allgemeinen iſt die Probedienſt⸗ 
leiſtung auf die Dauer von ſechs Monaten feſtge⸗ 
ſetzt. Wenn ſich indeſſen die Qualifikation des An⸗ 


wärters ſchon in einem früheren Zeitraum heraus⸗ 
ſtellen ſollte, ſo ſteht in ſolchen Fällen einer Ab⸗ 
kürzung dieſer Probedienſtzeit nichts entgegen. Eine 
längere Probedienſtzeit kann gefordert werden, bei 
Anſtellungen: a) als Chauſſee⸗Aufſeher bis zu zehn 
Monaten, b) in der Verwaltung der indirecten 
Steuern bis zu einem Jahre, c) als Poſt⸗Expedient 
bis zu einem Jahre, d) bei den Staats⸗Eiſenbahnen 
— ein Jahr, mit Ausſchluß der Stellen der Schaff 
ner und Bremſer, für welche es bei einem ſechs⸗ 
monatlichen Probedienſt als Regel bewendet. 

29. Die in Reih' und Glied befindlichen 
Militär⸗Anwärter ſollen nie auf ihren eignen Antrag, 
ſondern ſtets nur auf Requiſition der anſtellenden 
Behörden dienſtlich zur Probedienſtleiſtung kommandirt 
werden; jedoch nicht auf längere Zeit als ſieben 
Monate, einſchließlich der Hin- und Rückreiſe. Die 
Kommandirten erhalten unter Umſtänden ihr Mili⸗ 
tair⸗Einkommen ganz oder zum Theil, nach den dar⸗ 
über beſtehenden beſonderen Beſtimmungen fortgezahlt. 
Zeugfeldwebel und Zeugfergeanten dürfen niemals zum 
Zwecke einer Civil-Anſtellung kommandirt werden. 

30. Außer der Probedienſtleiſtung wird 
Mannſchaften aus Reih' und Glied auch eine vor⸗ 
übergehende Beſchäftigung im Civildienſte geſtattet, 
ſowohl Behufs ihrer Vorbildung zur demnächſtigen 
Probedienſtleiſtung, als auch wenn die Behörden er⸗ 
traordinairer Aushülfe oder zeitweiliger Vermehrung 
ihrer Arbeitskräfte bedürfen. Dieſe vorübergehende 
Beſchäftigung hat an ſich keine nothwendige Be⸗ 
ziehung zu einer ſpäteren Anſtellung. Die Mann⸗ 
ſchaften können zu dem Ende mit allen oder mit 
einem Theil ihrer Kompetenzen, nach den darüber be⸗ 
ſtehenden beſonderen Beſtimmungen, Urlaub erhalten, 
und zwar: Unteroffiziere des ſtehenden Heeres und 
der Marine auf 45 Tage, Halbinvalide Unteroffiziere 
der Landwehr-Bataillone und der Schloß-Garde⸗ 
Kompagnie auf unbeſtimmte Zeit, ſofern der Dienſt 
es geſtattet, Unteroffiziere und Gemeine der Inva⸗ 
lidenhäuſer und Invaliden-Kompagnien auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit, Zeugfeldwebel und Zeugſergeanten bis 
zu ſeche Monaten. 

Fünfter Abſchnitt. 
Von der Kontrolle über Beſetzung der für Mlilitair-Anwärker 
beſtimmten Stellen. 

§. 31. Zur Kontrolle darüber, daß die den 
Militair⸗Anwärtern zugänglichen Stellen auch wirklich 
durch ſolche beſetzt werden, ſind in Anſehung der 
Stellen im Staatsdienſte: die Reſſort-Miniſterien 
und außerdem die Ober-Rechnungs-Kammer, in Ans 
ſehung der Stellen bei Kommunen, Korporationen 
und Inſtituten: die Regierungen und die Ober-Präſi⸗ 
dien verpflichtet. 

§. 32. Sobald ein Militair-Anwärter im 
Staatsdienſte angeſtellt oder zur dauernden Beſchäf— 
tigung angenommen wird, muß das im S. 14 vor⸗ 
geſchriebene Certificat im Original oder in vidi⸗ 
mirter Abſchrift der Zahlungs-Anweiſung für die 
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fikation beigefügt werden. Das Certiftcat iſt, nach 
erfolgter Reviſion der Rechnung durch die Ober⸗ 
Rechnungs⸗Kammer, bei den Perſonal⸗Akten des Uns 
geſtellten zu aſſerviren. 

§. 33. Hat von der vorgeſchriebenen Beſetzung 
einer Stelle im Staatsdienſte durch einen Militair⸗ 
Anwärter Abſtand genommen werden müſſen, weil 
ein qualiſtzirter Berechtigter dieſer Kategorie nicht 
zu ermitteln geweſen, ſo iſt zu der Rechnung, aus 
welcher die Beſetzung der Stelle durch einen Civil⸗ 
Anwärter zum erſtenmale erſichtlich wird, der Ober⸗ 
Rechnungs⸗Kammer nachzuweiſen, daß Behufs Er⸗ 
mittelung eines geeigneten Militair-Anwärters der 
Beſtimmung des $. 21 des gegenwärtigen Reglements 
genügt worden iſt. Bei denjenigen Stellen, welche wie 
die Subalternſtellen zweiter Klaſſe bei den Provinzial 
Behoͤrden und die Thorkontrolleurſtellen, nach der 
Natur des Dienſtes nur mit ſolchen Beamten beſetzt 
werden können, welche ſchon eine Zeitlang dem Ci⸗ 
vildienſt angehören, genügt in dem bezeichneten Falle 
die pflichtmäßige Verſicherung der anſtellenden Be- 
hörde, daß in ihrem Verwaltungs⸗Bezirke ein geeig⸗ 
neter vormaliger Militair⸗Anwärter (S 6 ad b.) nicht 
zu ermitteln geweſen ſei. 

. 34. Das Kriegs-Miniſterium, reſp. das 
Marine-Miniſterium erhält alljährlich ſummariſche 
Ueberſichten von den im Laufe des Jahres vorgekom— 
menen Anſtellungen der Militair-Anwärter, theils 
durch die General-Kommandos reſp. das Ober- 
Kommando der Marine, theils von den Centralbe— 
hörden und einzelnen denſelben untergeordneten Bes 
hörden unmittelbar nach den deshalb zwiſchen den 
Centralbehörden getroffenen oder anderweitig zu 
treffenden näheren Verabredungen. 

Sechster Abſchnitt. 
Von der Verwirkung und dem Erlöſchen des Civil⸗Verſergungs⸗, 
beziehungsweife des Civil-Anſtellungs⸗Scheins. 

8. 35. Der Civil⸗Verſorgungs⸗Schein, bezie⸗ 
hungsweiſe Civil-⸗Anſtellungs⸗Schein iſt verwirkt, wenn 
gegen den Inhaber auf zeitige Unfähigkeit zur Be⸗ 
kleidung öffentlicher Aemter oder auf eine ſolche Strafe 
rechtskräftig erkannt worden iſt, welche für immer 
oder auf Zeit die Unfähigkeit, öffentliche Aemter zu 
führen, von Rechtswegen nach ſich zieht. Der Civil⸗ 
Verſorgungs⸗, beziebungsweiſe der Civil⸗Anſtellungs⸗ 
Schein iſt in ſolchen Fällen, unter Mittheilung des 
Tenors des Erkenntniſſes, dem betreffenden General: 
Kommando, beziehungsweiſe dem Ober-Kommando 
der Marine zu überſenden. Iſt der Militair⸗An⸗ 
wärter noch nicht verſorgt oder angeſtellt, ſo wird 
ihm zu jenem Zwecke der Civil-Verforgungs“, bezie⸗ 
hungsweiſe der Civil-Anſtellungs-Schein durch die 
Juſtiz⸗ oder Polizei⸗Behörden abgenommen, und auch 
derjenigen Regierung, in deren Bezirk der Anwärter 
ſeinen Wohnſitz hat, oder in Ermangelung eines 
ſolchen, derjenigen Regierung, in deren Bezirk er 
geboren iſt, der Tenor des Erkenntniſſes mitgetheilt. 


8. 36. Geht ein Militair: Anwärter feines 
Civil⸗Amtes aus einem andern Grunde, als einem 
der im §. 35 bezeichneten unfreiwillig verluſtig, ſo 
wird ihm der Civil⸗Verſorgungs⸗, beziehungsweiſe 


§. 37. Wenn im Civildienſt angeſtellte Ins 
haber des Civil⸗Verſorgungs⸗, beziehungsweiſe des 
Civil⸗Anſtellungs Scheins aus dieſem Dienſte mit 
Penſion in den Ruheſtand treten, ſo verlieren die 


Civil⸗Anſtellungs⸗Schein zurückgegeben, nachdem von Scheine ihre rechtliche Bedeutung. 


der betreffenden Behörde auf demſelben das innege- 
habte Dienſtverhältniß, ſo wie der Grund der Ent⸗ 
laſſung aus dem letztern vermerkt worden iſt. Ber- 
möge dieſes Vermerkes bleibt es dem Ermeſſen der 
Behörden überlaſſen, ob fie den Inhaber in ſolchen 
Dienſtzweigen wieder anſtellen wollen, zu denen er 
durch den Schein einen Auſtellungs-Anſpruch erlangt hat. 


Berlin, den 16. Juni 1867. 


Staats⸗Miniſterium. 
(gez.) v. Bismarck. v. d. Heydt. v. Roon. 
Graf v. Itzenplitz. v. Mühler. Graf 
zur Lippe. v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 


Anlage A. zu S. 8 des Reglements. 


Uueberſi cht 


der Unterbeamtenſtellen,“) welche, ſoweit nachſtehend nicht ein Anderes beſtimmt worden, — 
ausſchließlich mit Militair⸗Anwärtern zu beſetzen find. 


J. Allgemein in ſämmtlichen Reſſorts. 
Kaſtellane, Portiers, Botenmeiſter, Kanzleiz, 
Kaſſen⸗, Büreau⸗, Regiſtratur⸗ und Archiv⸗ ꝛc. Diener 
und Boten, Aktenträger und Aktenhefter, Hausdiener 
und Ofenheizer, Nachtwächter. 


II. Jusbeſondere im Reſſort der nach: 
folgend bezeichneten Behörden. 

1) Im Reſſort des Miniſteriums für Handel, 

Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

A. Bei der Poſtverwaltung und zwar: 
Vei den inländiſchen Poſtämtern erſter und zwei⸗ 
ter Klaſſe und bei den Poſt-Expeditionen erſter 
Klaſſe, ſowie bei denjenigen Poſt⸗Expeditionen zwei⸗ 
ter Klaſſe, bei welchen die Unterbeamten für 
die betreffenden Geſchäfte unmittelbar für Rech- 
nung der Poſtkaſſe geſtellt werden: Packmeiſter, 
Packet⸗Beſteller, Condukteure und Poſtbegleiter, 
Briefträger, 1½ der Stellen kann mit Poſtillonen 
Büreaudiener und hund andern imPoſtdienſt längeregeit 
Wagenmeiſter. JbeſchäftigtenPerſonen beſetzt werden. 

Bei ſämmtlichen inländiſchen Poſt-Anſtalten: 
Poſtfußboten, Stadtpoſtboten, Landbriefträger, Packet 
träger auf Eiſenbahnhöfen. — Bei den im Auslande 
befindlichen Preußiſchen Poſt-Anſtalten iſt die Poſt⸗ 
behörde an die Annahme von Preußiſchen Militair⸗ 
8 nicht gebunden. 

Telegraphenboten bei den Stationen, Telegraphen: 
Werkſtatts⸗Bote. 


C. Bei der Eiſenbahn⸗Verwaltung: Bei 


den Staats- und unter Verwaltung des Staats ſte⸗ 
henden Privat-Eiſenbahnen: Bahnwärter, MWeichen- 
ſteller, Perrondiener, Schaffner, Wiegemeiſter, Schmie⸗ 
rer, Bremſer, Stations-Vorſteher erſter und zweiter 
Klaſſe, Stationsaufſeher, Stationsaſſiſtenten, Mate⸗ 


Bei der Telegraphen-Verwaltung: 


rialienverwalter erſter und zweiter Klaſſe, Zugführer, 
Packmeiſter, Magazinaufſeher und Billeldrucker, 
Telegraphiſten. 

D. Bei der Bauverwaltung: Chauſſee⸗Ober⸗ 
aufſeher, Chauſſee⸗Aufſeher, Damm-⸗Meiſter, Straßen⸗ 
wärter, Straßenbau-Aufſeher, Straßenbau-Depotver- 
walter, Dünen⸗Aufſeher und Wärter, Ballaſt⸗Meiſter 
und Wärter, Leuchtthurm⸗Wärter, Hafenbau⸗ und Mas 
terialienſchreiber, Hafenbau- und Hafen-Aufſeher, Ha- 
fen⸗ und Plantage⸗Wärter, Hafenwächter, Bagger: 
meiſter, Baggeraufſeher, Baggergeſellen, Feuerwärter 
und Heizer bei Dampfmaſchinen, Strom⸗, Kripp⸗ und 
Vuhnenmeiſter, Strom⸗ und Waſſerbau⸗ Aufſeher, 
Pflanzungs-Aufſeher und Buſchwärter, Kanal⸗In⸗ 
ſpectoren, Aufſeher, Wärter und Wächter, Schleuſen⸗ 
Meiſter, Wärter und Nachtwächter, Brücken⸗Meiſter, 
Aufſeher, Wärter, Aufzieher und Brücken-Matroſen, 
Fähr⸗Aufſeher, Krahn⸗Meiſter, Aufſeher und Wächter, 
Flößerei⸗Aufſeher, Ruhr⸗Strom⸗Gendarmes, Bahn⸗ 
wärter und Weichenſteller an der Ruhrorter Hafen⸗ 
Eiſenbahn. 

E. Bei der Handels⸗ und Gewerbe⸗Ver⸗ 
waltung: Hafenmeifter, Hafenpolizeiſergeanten, Waſ⸗ 
ſerdiener, Ballaſtinſpector. 5 

F. Bei der Bergwerks⸗ Verwaltung: Hüt⸗ 
tenooigte, Platzmeiſter, Waagemeiſter, Polizeiſer⸗ 
geanten, Magazin⸗Aufſeher, Materialien Abnehmer, 
Plombirungs⸗Aufſeher, Steinſetzer und Steinmeſſer, 
Eiſenbahnwärter, Wegewärter. ER 

2) Im Reſſort des Finanz⸗Miniſteriums. 

Haupt⸗Zoll⸗Amts⸗, Haupt⸗Steuer⸗Amts⸗ und 
Amts ⸗Diener, Polizeidiener, Magazindiener, Exe⸗ 
cutoren, Gewichtſetzer, Thorcontrolleure, Thorwärter 
und Auffeher, Grenz- und Steuer-Aufſeher (es con: 
curriren auch anſtellungsberechtigte Offiziere und 
Civil Supernumerare), Salzmagazin-Aufſeher, 


9) Die ueberſicht enthält ſowohl Stellen, deren Inhaber feſt oder auf Kündigung angeſtellt find, als auch diejenigen Dienſt⸗ 


leiſtungen, für welche die Annahme auf einem ſtets widerruflichen 


Kontracts⸗Verhältniß beruht. 


7 
Salzwärter, Geldzähler und Comtoirdiener, Gefan⸗ 
genwärter, Fruchtmeſſer, Amts- und Schließvoigte, 
Mühlenwaageſetzer, Holzhofswärter und Walde, 
Flöͤß⸗, Torf⸗ und Wieſen⸗Wärter ꝛc. und Wärter 
der Forſtkunſtſtraßen (unter Konkurrenz der forſt⸗ 
verſorgungsberechtigten Anwärter.) 5 
3) Im Reſſort des Miniſteriums der geiſtlichen, 

Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten. 

Küſter und Organiſten (inſofern ſolche nicht zu⸗ 
gleich öffentliche Lehrer ſind), Kalkanten, Kirchen⸗ 
diener, Glöckner und andere untere Kirchenbediente, 
Todtengräber, Pedelle, Schuldiener, Unterbediente bei 
wiſſenſchaftlichen und Kunſt-Inſtituten, Kranken⸗ 
wärter und andere Unterbedientenſtellen, Stallknechte 
bei der Thierarzneiſchule. 

4) Im Reſſort des Miniſteriums des Innern. 

Kreisboten, Polizeiſergeanten und Polizeidiener, 
Polizei-Boten, Schutzmänner, Landgendarmen, Schir⸗ 
meiſter bei der Straßenreinigungs-Anſtalt in Berlin, 
Nachtwachtmeiſter und die untern Telegraphen-Be⸗ 
amten beim Feuerlöſchweſen in Berlin, Gefangenen⸗ 
Oberaufſeher, Aufſeher und Nachtaufſeher, Pförtner 
ꝛc. in den Straf-, Beſſerungs- und Gefangenen⸗ 
Anſtalten, Aufſeher des Obduktionshauſes der 
Charité. AG g 
5) Im Reſſort des Miniſteriums für landwirthſchaft⸗ 

liche Angelegenheiten. 

Pedelle, Hausmeiſter, Pförtner, Diener und Po⸗ 
lizeidiener bei den landwirthſchaftlichen Akademien; 
Nachtwächter, Poſtboten und Feldhüter in den Ge⸗ 
ſtüten; Sattelmeiſter und Futtermeiſter bei den Land⸗ 
geſtüten. Dieſe Stellen bei den Landgeſtüten wer⸗ 
den nur dann durch Militair⸗Anwärter beſetzt, inſo⸗ 
fern nicht die Geſtüt-Verwaltung in den Anſtalten 
ſelbſt techniſch durchgebildete, vorzüglich geeignete In⸗ 
dividuen disponibel hat. Em. 

6) Im Reſſort des Juſtiz⸗Miniſteriums. 

Gerichtsdiener, Boten und Exekutoren, Hülfs⸗ 
boten, Gefängniß-Ober-⸗Aufſeher, Gefangenenwärter, 
Hülfsgefangenenwärter. Die Stellen der Gerichts⸗ 
vollzieher im Bezirk des Appellationsgerichtshofs 
zu Köln werden alternirend mit Militair⸗Anwärtern 
und Civil Aspiranten beſetzt. 2 

7) Im Reſſort des Kriegs⸗Miniſteriums. 

A. Bei den Garniſon⸗ ꝛc. Kirchen: Küſter 
und Organiſten, Kirchendiener, Kalkanten und au⸗ 
dere untere Kirchenbediente. B. Bei den Mili⸗ 
tair⸗Erziehungs⸗, Bildungs⸗ und Unter⸗ 
richts⸗Anſtalten und militairärztlichen Bil⸗ 
dung s⸗Anſtalten: Kanzlei⸗ und Büreau⸗ Boten, 
Tafeldecker, Klaſſendiener, Revier, Saal⸗ und Kom⸗ 
pagnie⸗Aufwärter, Klaſſen⸗ und Terraſſen⸗Aufwärter, 
Küchen⸗Aufſeher, Aufſeher, Hauswärter und Auf⸗ 
wärter, Lazarethwärter und Krankenwärter, Anato⸗ 
mie wärter, Hausmänner, Wächter, Röhrmeiſter beim 
Militair⸗Knaben⸗Erziehungs⸗Inſtitut zu Annaburg. 
C. Bei der Militair⸗Reitſchule: Pferdezähmer. 
D. Bei den Remonte⸗Depots: Futtermeiſter. 


E. Bei dem Proviant⸗Weſen: Backmeiſter, Ma 
gazin⸗Ober-Aufſeher, Magazin-Aufſeher und Wächter. 
F. Bei den Montirungs⸗Depots: Depot⸗Pack⸗ 
meiſter, Depot⸗Arbeiter. G. Bei der Garniſon⸗ 
Verwaltung: Aufſichtswärter, Kaſernenwärter und 
Wächter, Hauswart im Militair⸗Kabinets⸗Gebäude 
in Potsdam. H. Bei der Lazareth⸗Verwal⸗ 
tung: Krankenwärter. J. Im Artillerie: und 
Fortifikations-Weſen: Maſchinen-Aufſeher, 
Maſchinen⸗Heizer, Baugefangenen⸗Ober⸗ und Unter⸗ 
aufſeher. 

8) Im Reſſort des Marine⸗Miniſteriums. 

A. Bei den Werften und Depots: Werft⸗ 
ſchreiber, Werfthülfsſchreiber, Magazin-Aufſeher, 
Hülfs⸗Magazin⸗Aufſeher. B. Bei der Landes⸗ 
Verwaltung des Jahde-Gebiets: Polizeidiener. 


Anlage E 1. 
zu §. 14 des Reglements. 
Schema zum Civil⸗Verſorgungsſchein, 
deſſen Beſitzer keine Invaliden-Penſion bezieht. 
Daß der 2 „ eee 1 
Invalide zur Verſorgung mit einem Civildienſt aufgezeichnet worden 
iſt, wird demſelben hierdurch beſcheinigt. Er iſt demnach auf den 
Grund dieſes Zeugniſſes berechtigt, feine Verſorgung bei den reſp. 
Civil⸗Behörden nachzuſuchen. 
N. N. den ten 


18 


(L. S. 

General⸗Kommando des ten Armee⸗ Korps. 
(Namens Unterſchrift des kommandirenden Generals) 
Ober⸗Kommando der Marine. 
(Namens⸗Unterſchrift des Ober⸗ Befehlshabers der Marine.) 

Invalidenliſte pro 18. 
zur Civilbedienung. 

Anmerkung. Die Notlrung If ver dem Ausſcheiden auf dienſtli⸗ 
chem Wege herbeigeführt: 
bei (der N. N. Behörde) als (N. N.) und von dem betreffenden Trup⸗ 
bei (der N. N. Behörde) als (N. N.) pentheil auszufüllen. 


Inhaber hat: 

1. die Notirung zu feiner Anſtellung bei einer Civilbehoͤrde, wenn 
eine ſolche nicht ſchon bei dem Truppentheile, von welchem 
er ausgeſchleden, erfolgt iſt, direct ſelbſt zu beantragen und 
das Ergebniß dem Landwehr⸗Bataillon ſeines Bezirks ſofort 
zu melden; 

. fo lange, als ihm noch keine Anſtellung zu Theil geworden, und 
er eine ſolche wünſcht, die Anzeige hiervon bei dem Landwehr ⸗ 
Bataillon, in deſſen Bezirk er ſich aufhält, jährlich am 1. 
Juni und am 1. December zu erneuern; 

dem ad 2 bezeichneten Landwehr⸗Batalllon jeden dauernden 
Wechſel feines Aufenthalts⸗Ortes, auch nach ſelnem Ausſcheiden 
aus jedem Militair Verhältniß, bis zu wirklich erfolgter An⸗ 
ſtellung zu melden. 

Unterläßt dies der Inhaber, fo hat er es ſich ſelbſt zuzu⸗ 
ſchrelben, wenn er in Bezug auf die Berforgung im Civil als ab⸗ 
gefunden betrachtet wird. 

Endlich hat derſelbe, fobald er eine Anſtellung erhalten, den; 
jenigen Behörden, bei welchen er etwa ſonſt noch notlrt ist, ſofort 

Anzeige zu machen. 


0 


9 


Anlage B . 
zu §. 14 des Reglements. 
Schema zum Civil⸗Verſorgungsſchein, 
deſſen Beſitzer eine Invaliden-Penſton bezieht. 
r e 
Invalide zur Berforgung mit einem Givildienft aufgezeichnet worden 
iſt, wird demſelben hierdurch beſcheinigt. 


8 


Er it demnach auf den Grund dieſes Zeugniſſes berechtigt, feine 
Verſorgung bei den reſp. Civilbehorden nachzuſuchen. 

Bis dahin, wo dem vorgedachten Invafiden für eine Dienſt⸗ 
lelſtung aus Staats- oder anderen offentlichen Kaſſen oder durch 
einzuziehende Gebuhren ꝛc. ein Einkommen zufließt, bezieht derſelbe 
eine Militalr⸗Invallden⸗Penſion. Erhebt derſelbe die Invaliden- | 
Penſion weiter hinaus, als nach Maßgabe feines Einkommens zu: 
läffig iſt, fo wird der zur Ungebühr erhobene Betrag im Disci- 
plinarwege von ihm wieder eingezogen und ſeine Beſtrafung wegen 
der vorſchriftswidrigen Erhebung veranlaßt werden. 

N. N., den ten 18 

(L. 8.) 

General⸗ͤKommando des ten Armee⸗ Korps. | 
(Unterſchrift des kommandirenden Generals.) 
(Ober⸗-Kommando der Marine.) 

(unterſchrift des Oberbefehlshabers der Marine.) 
Alt: Jahre. 
Invalldenliſte pro 18. 
zur Civilbedienung. 
Anmerkung. Die Notirung iſt vor dem Ausſchelden auf dienſt⸗ 
lichem Wege herbeigeführt: 
bel (der N. N. Behörde) als (N. N.) und ) von dem betreffenden Trup⸗ 
bel (der N. N. Behörde) als (N. N.) 65 pentheil auszufüllen. 


Anlage C. 
zu §. 14 des Reglements. 
Schema zum Civil⸗Anſtellungsſchein. 


Der (Name, Charge, Datum und Ort der Geburt.) 
ee eee 


lei em (Trußpenihell) , ne ne: 
als Gemeiner vom ten. . . 18. . bis. ten . .. 18. alſo. Jahr.. Monat 
als Unteroffizier? 18 W - Bi! 
ede 418 . PB. u . „ | 

(Feldwebe | £ AR < ’ . 
als Wachtmeister a 2 


im Ganzen alſo .. Jahr . Monat 
und davon als Unteroffizier ꝛ̃e 29. . . 

Er hat demnach die Ausſicht, im Civil⸗, Subaltern⸗ und 
Unterbeamtendlenſt angeftellt zu werden und iſt berechtigt, um eine 
ſolche Anſtellung ſich zu bewerben. 

So lange er in Reih' und Glied ſteht, 
vorgeſchriebenen Dlenſtwege gefchehen. 

N. N., den ten 


muß dies auf dem 


(L. 8.) 
(unterſchrift derjenigen Behörde, welcher die Ausſtellung des Ent⸗ 
laſſungsſcheins obliegt.) 
Anmerkung. Die Notirung if vor dem Ausſcheiden auf dienſt⸗ 
chem Wege herbeigeführt. 
bel (der N. N. Behörde) als (N. N.) und) von dem betreffenden Trup⸗ 
bei (der N. N. Behörde) als (N. N.) pentheil auszufüllen. 


5 
Inhaber hat 
1. die Notirung zu ſeiner Anſtellung bei einer Civilbehorde, wenn 
eine ſolche nicht ſchon bei dem Truppentheil, von welchem er 
ausgeſchleden, erfolgt iſt, direkt ſelbſt zu beantragen, und das 
. dem Landwehr⸗Batalllon feines Bezirks ſofort zu 
melden; 


2. ſo lange als ihm noch keine Anſtellung zu Theil geworden, und 


er eine ſolche wünſcht, die Anzeige hiervon bei dem Landwehr⸗ 


Bataillon, in deſſen Bezirk er ſich aufhält, jährlich am 1. Juni 


und am 1. Dezember zu erneuern, 
3, dem ad 2 bezeichneten Landwehr⸗Bataillon jeden dauernden 
Wechſel feines Aufenthaltsortes, auch nach feinem Ausſchelden 


aus jedem Militair⸗Verhältniß, bis zu wirklich erfolgter An⸗ 


ſtellung zu melden. 


Unterläßt dies der Inhaber, fo hat er es ſich ſelbſt zuzuſchrel⸗ 
ben, wenn er in Bezug auf Anſtellung im Civil als abgefunden 
betrachtet wird. 

Endlich hat derſelbe, ſobald er eine Anſtellung erhalten, den⸗ 
jenigen Behörden, bei welchen er etwa ſonſt noch notirt iſt, ſofort 
Anzeige zu machen. 


Anlage D 1. 
zu $ 14 des Reglements. 
Schema zum bedingten Civil⸗Verſorgungsſchein, 
deſſen Beſitzer keine Invaliden-Penſion bezieht. 
Daß der „ 5 anno 18 


als Invalide bedingungsweiſe zur Verſorgung mit einem Civil⸗ 


Anſtellung im Bezirke des 


dienſt, und zwar nur zur 
wird demſelben hler⸗ 


aufgezeichnet worden iſt, 


Er iſt demnach auf den Grund dieſes Zeugnlſſes berechtigt, 
ſeine Verſorgung bei den bezeichneten Civilbehörden nachzuſuch en. 
N. N., den ten 18 
(L. 8.) 
General⸗Kommando des ten Armee⸗Korps. 
(Namens ⸗Unterſchrift des kommandirenden Generals.) 
O ber⸗Kommando der Marine. 
(Namens ⸗Unterſchrift des Oberbefehlshabers der Marine.) 
Invalidenliſte pro 18. 
zur Civilbedienung. 
Anmerkung. Die Notirung iſt vor dem Ausſcheiden auf dienſt⸗ 
lichem Wege herbeigeführt: 
bei (der N. N. Behörde) als (N. N.) und von dem betreffenden Trup⸗ 
bei (der N. N. Behörde) als (N. N.) penthell auszufüllen. 


Anlage D 2. 
zu §. 14 des Neglements. 


Schema zum bedingten Civil⸗Verſorgungsſchein, 
deſſen Beſitzer eine Invaliden-Penſton bezieht. 


Daß der r e l ee . anno 18. 
als Invalide bedingungsweiſe zur Verſorgung mit einem Clvlldlenſt 
und zwar zur Anſtellung im Bezirke des A 


aufgezeichnet worden iſt, wird demſelben hierdurch beſcheinigt. 

Er iſt demnach auf den 
feine Verſorgung bei den bezeichneten Civilbehörden nachzuſuchen. 

Bis dahin, 
leiſtung aus Staats⸗ 
einzuziehende Gebühren ze. ein Einkommen zufließt, bezieht derſelbe 
eine Militair⸗Invaliden⸗Penſion. 

Erhebt derſelbe die Invallden⸗Penſion weiter hinaus, als nach 
Maßgabe feines Einkommens zuläſſig iſt, ſo wird der zur Unge⸗ 
bühr erhobene Betrag im Dis ciplinarwege von ihm wieder einge⸗ 
zogen und ſelne Beſtrafung wegen der vorſchriftswidrigen Erhebung 
veranlaßt werden. 

N. N., den ten 18 
(L. 8. 

General⸗-Kommando des ten Armee⸗Korps. 

(Namens ⸗Unterſchrift des kommandirenden Generals.) 
Ober⸗Kommando der Marine. 
(Namens ⸗Unterſchrift des Oberbefehlshabers der Marine.) 
Alt: Jahre. 
Invalidenliſte pro 18. 
zur Civilbedienung. 
Anmerkung. Die Notirung iſt vor dem Ausſchelden auf dienſt⸗ 
lichem Wege herbeigeführt: 
bel (der N. N. Behörde) als (N. N.) und) von dem betreffenden Trup⸗ 
bel (der N. N. Behörde) als (N. N.) 5 pentheile auszufüllen. 


Druck von N. Graßmann i &tenin. 


